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Drittes Besoldungsneuregelungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Das Besoldungsrecht in Bund und Ländern hat sich trotz der 
seit kurzem bestehenden Rahmenkompetenz des Bundes immer 
stärker auseinanderentwickelt, so daß Unterschiede in der Be- 
soldung der Beamten des Bundes und der Länder bis zu durch- 
schnittlich 5 % bestehen. Im Interesse des Allgemeinwohls wie 
auch der Beamtenschaft ist es notwendig, das Besoldungsrecht 
in Bund und Ländern zu vereinheitlichen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf ist ein von den Besoldungsfachleuten des 
Bundes und der Länder noch unter Zugrundelegung der gelten- 
den Rahmenkompetenz des Bundes ausgearbeitetes Gesamt- 
konzept, das die fortschreitende Auseinanderentwicklung der 
Beamtenbesoldung in Bund und Ländern einfangen und die 
Grundlage für die Übertragung des Besoldungsrechts in die kon- 
kurrierende Gesetzgebung (Artikel 74 a GG) schaffen soll. 

Der Gesetzentwurf sieht vor: 

a) eine neue Grundgehaltstabelle mit zum Teil erheblichen 
Verbesserungen, 

b) die Berechnung der Grundgehälter nicht mehr nach dem Be- 
soldungsdienstalter, sondern nach dem Lebensalter, durch 
die insbesondere eine Besserstellung für jüngere Beamte 
erreicht werden soll, 

c) eine Anhebung der Eingangsämter auf die Höhe der jetzigen 
ersten Beförderungsämter sowie ein Wegfall der in den Län- 
dern teilweise eingeführten Regelbeförderung, 

d) eine sachgerechte Lösung des Zulagenproblems. 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der CDU/CSU hält es für notwendig, dieses Ge- 
samtkonzept im Laufe der parlamentarischen Beratungen in den 
Einzelregelungen daraufhin zu überprüfen, ob sachgerechtere 
Lösungen gefunden werden können. 


D. Kosten 

Da der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzentwurfs offen- 
gelassen wurde und ein stufenweises Inkraftsetzen des Gesetzes 
in den parlamentarischen Beratungen zur Erörterung gestellt 
werden soll, können über die Kosten insoweit noch keine An- 
gaben gemacht werden. 

Wenn der Entwurf — was von den Antragstellern nicht beab- 
sichtigt ist — in naher Zukunft im ganzen in Kraft träte, beliefen 
sich die Kosten im Bundesbereich (ohne Bundesbahn und Bun- 
despost) auf 800 bis 900 Millionen DM, was einer Besoldungs- 
erhöhung von derzeitig etwa 8 % entspräche. 
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Antrag 

der Abgeordneten Benda, Berger, Wagner (Günzburg), 
Dr. Stoltenberg, Stücklen und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Neuregelung des Besoldungsrechts 
(Drittes Besoldungsneuregelungsgesetz — 3. BesNG — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

§ 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2201), zuletzt geändert durch . . wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht vor § 1 wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) Vor „Kapitel II" wird eingefügt: 

„Kapitel I a 

Anwärterbezüge der Bundes- 
beamten auf Widerruf im Vor- 
bereitungsdienst 47 d bis . . . 

b) Die Gliederung unter „Kapitel 
III" erhält folgende Fassung: 

„Rahmenvorschriften 49 bis . . . 

Abschnitt I 

Beamte 

Abschnitt II 

Richter . 


Abschnitt III 

Beamte auf Widerruf im Vor- 
bereitungsdienst " 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) Anwärterbezüge erhalten nach die- 
sem Gesetz die Bundesbeamten auf Wider- 
ruf, die im Vorbereitungsdienst stehen 
(Anwärter)." 


3. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Die Zuordnung der Ämter zu den Besol- 
dungsgruppen der Besoldungsordnungen A 
(aufsteigende Gehälter) und B (feste Gehälter) 
— Anlage I — richtet sich nach dem Amts- 
inhalt. 

(2) Der Einteilung der Ämter in vier Lauf- 
bahnen (§§ 16 bis 19 des Bundesbeamten- 
gesetzes) entsprechend ist das Eingangsamt in 
den Laufbahnen 

des einfachen Dienstes 

der Besoldungsgruppe A 3, 
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des mittleren Dienstes 

der Besoldungsgruppe A 6, 
des gehobenen Dienstes 

der Besoldungsgruppe A 10, 
des höheren Dienstes 

der Besoldungsgruppe A 14 

zuzuweisen. Dies gilt nicht für die Laufbahnen 
des gehobenen Fachschuldienstes der Bundes- 
wehr und des Bundesgrenzschutzes sowie für 
die Sonderlaufbahnen des einfachen Dienstes. 


(3) Dem Aufbau der Besoldungsordnung für 
aufsteigende Gehälter liegt folgende Ämter- 
bewertung zugrunde: 


Be- 

soldungs- 

gruppe 

Grundämter/Dienstbezeichnungen 

A 1 

Amtsgehilfe *) 

A 2 

Oberamtsgehilfe l ) 2 ) 

A 3 

Hauptamtsgehilfe 

A 4 

Amtsmeister 

A 5 

Oberamtsmeister 

A 5 

Assistent, Werkführer *) 

A 6 

Sekretär, Werkmeister 

A 7 

Obersekretär, Oberwerkmeister 

A 8 

Hauptsekretär, Hauptwerkmeister 

A 9 

Amtsinspektor, Betriebsinspektor 

A 9 

Inspektor *) 

A 10 

Oberinspektor 

A 11 

Amtmann 

A 12 

Oberamtmann, Amtsrat 

A 13 

Oberamtsrat 

A 13 

Regierungsrat *) 

A 14 

Oberregierungsrat 

A 15 

Regierungsdirektor 

A 16 

Leitender Regierungsdirektor 


*) für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangsamtes 

2 ) nach sechsmonatiger Bewährung im Dienst Öffentlich- 
rechtlicher Dienstherren 

Den Grundämtern gleichwertige Ämter mit an- 
derer Amtsbezeichnung sind wie die Grund- 
ämter einzureihen. Als gleichwertig sind an- 
zusehen: 

Die Grundämter 

der Besoldungsgruppe A 13 

und der Fachschuloberlehrer, 

der Besoldungsgruppe A 14 
und der Oberstudienrat, 

der Besoldungsgruppe A 15 
und der Studiendirektor, 


der Besoldungsgruppe A 16 

und der Oberstudiendirektor. 

(4) Beförderungsämter dürfen nur für solche 
Aufgaben geschaffen werden, die sich von dem 
Amtsinhalt der jeweils unter ihnen liegenden 
Ämter ihrer Laufbahn wesentlich abheben. 

(5) Das Verhältnis der Beförderungsämter in 
der Besoldungsordnung A unterhalb der ober- 
sten Bundesbehörden und der Hauptverwaltung 


der Deutschen Bundesbahn darf nach Maßgabe 
sachgerechter Bewertung 

im mittleren Dienst 





in der Besoldungsgruppe 

A 

7 

40 

V. H., 

in der Besoldungsgruppe 

A 

8 

28 

v. H., 

in der Besoldungsgruppe 

A 

9 

7 

v. H„ 

im gehobenen Dienst 





in der Besoldungsgruppe 

A 

11 

30 

v. H., 

in der Besoldungsgruppe 

A 

12 

11 

v. H„ 

in der Besoldungsgruppe 

A 

13 

3 

v. H„ 

im höheren Dienst 





in den Besoldungsgruppen A 15 
und A 16 

nach Einzelbewertung zusammen 

32 

v. H., 

in der Besoldungsgruppe 

A 

16 

7 

v. H. 


der Gesamtzahl der Planstellen in der jewei- 
ligen Laufbahngruppe nicht überschreiten. Bei 
den Bundesoberbehörden, wissenschaftlichen 
Anstalten und entsprechenden Einrichtungen des 
Bundes sowie bei den unter Satz 1 fallenden 
Dienststellen der Deutschen Bundesbank kann 
von einem entsprechend erhöhten Anteil der 
Beförderungsämter ausgegangen werden, soweit 
ihre jeweiligen besonderen Aufgaben und An- 
forderungen es rechtfertigen." 

4. § 5 a erhält folgende Fassung: 

tt § 5 a 

(1) Das Grundgehalt wird nach den Grund- 
gehaltssätzen der Besoldungsgruppen der Besol- 
dungsordnungen A und B — Anlage I — ge- 
währt. 

(2) Der Beamte erhält, soweit die für ihn gel- 
tende Besoldungsordnung nicht feste Gehälter 
vorsieht, das für seine Besoldungsgruppe und 
sein jeweiliges Lebensalter in der Grundgehalts- 
tabelle ausgewiesene Grundgehalt vom Ersten 
des Monats an, in dem er das maßgebende Le- 
bensalter vollendet. Hat der Beamte das für 
seine Besoldungsgruppe maßgebende niedrigste 
Lebensjahr noch nicht erreicht oder vollendet, 
erhält er das Grundgehalt der niedrigsten 
Grundgehaltsstufe." 

5. Die \§§ 6 bis 9 werden gestrichen. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1573 


6. In § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden bei dem 
Übertritt eines Richters in ein Beamtenverhält- 
nis oder bei der Wiederanstellung eines Rich- 
ters im Ruhestand in einem Beamtenverhältnis 
entsprechend Anwendung." 


7. § 11 wird gestrichen. 


11. § 21 erhält folgenden Wortlaut: 

„§ 21 

(1) Amtszulagen dürfen in den Besoldungs- 
ordnungen nur für solche Ämter vorgesehen 
werden, deren Amtsinhalt sich von dem der 
Grundämter (§ 5 Abs. 3) abhebt. Amtszulagen 
sind unwiderruflich und ruhegehaltfähig j sie 
gelten als Bestandteil des Grundgehalts. 


8. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „ein- 
hundertundvierzig " und „ einhundertzwei- 
undzwanzig 1 ' ersetzt durch die Worte „ein- 
hunderzweiundsechzig" und „einhundert- 
siebenundvierzig". 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Erfüllen ledige Beamte, die auf Grund 
dienstlicher Verpflichtung in Gemeinschafts- 
unterkunft wohnen, in den Fällen des § 15 
Abs. 3 Satz 1 nicht außerdem eine der Vor- 
aussetzungen des § 15 Abs. 2, so erhalten 
sie die nach § 15 Abs. 3 Satz 1 maßgebende 
Stufe des Ortszuschlages abzüglich des Un- 
terschiedes zwischen dem im vorstehenden 
Absatz 2 für ihre Tarifklasse festgesetzten 
Betrag und Stufe 2 des Ortszuschlages." 


9. In § 15 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Erfüllt der Beamte nicht außerdem eine der 
Voraussetzungen des Absatzes 2, so erhält er 
die nach Satz 1 maßgebende Stufe abzüglich des 
Unterschiedes zwischen den Stufen 1 und 2." 


10. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 wird das Wort 
„Dreifache" durch das Wort „Vierfache" 
und in Absatz 3 Satz 1 das Wort „Drei- 
fachen" durch das Wort „Vierfachen" er- 
setzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort 
„Dienstbezüge, " das Wort „Anwärterbe- 
züge", eingefügt. 

c) In Absatz 4 Satz 2 erhält der mit dem Wort 
„sowie" beginnende Satzteil folgende Fas- 
sung: 

„für einen diesem freiwilligen Wehrdienst 
entsprechenden Vollzugsdienst der Polizei, 
wenn das Dienstverhältnis auf nicht mehr 
als drei Jahre eingegangen worden ist, so- 
wie für die vom Wehr- und Ersatzdienst 
befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelfer 
im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungs- 
helfer-Gesetzes vom 18. Juni 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 549) für einen der Dauer des 
Grundwehrdienstes entsprechenden Zeit- 
raum." 


(2) Für die Dauer der Wahrnehmung heraus- 
gehobener Dienstposten dürfen in den Besol- 
dungsordnungen Stellenzulagen vorgesehen 
werden. Stellenzulagen sind widerruflich. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, Regelungen über die Gewährung 
sonstiger nichtruhegehaltfähiger Zulagen zur 
Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des 
Amtes nicht berücksichtigter und nach Zeit und 
Umfang unterschiedlicher Erschwernisse tref- 
fen." 


11a. § 22 erhält folgenden Wortlaut: 

,§ 22 

Sonstige Zuwendungen, die nicht gesetzlich 
geregelt sind, dürfen nur gewährt werden, wenn 
der Haushaltsplan Mittel dafür zur Verfügung 
stellt und wenn aus dienstlicher Veranlassung 
Aufwendungen entstehen, deren Übernahme 
dem Beamten nicht zuzumuten ist." 


12. In § 27 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Dienst- 
altersstufe" durch das Wort „Grundgehalts- 
stufe" ersetzt. 


13. In § 30 Abs. 2 treten an die Stelle der Worte 
„Absatz 5 Satz 1" die Worte „Absatz 4". 


14. 


An die Stelle des § 31 treten folgende Vor- 
schriften: 

„§ 31 


Grundgehalt 


(1) Das Grundgehalt wird nach der Besol- 
dungsordnung R — Anlage III A — gewährt. 


(2) Der Richter erhält, soweit die Besoldungs- 
ordnung nicht feste Gehälter vorsieht, das für 
seine Besoldungsgruppe und sein jeweiliges 
Lebensalter in der Grundgehaltstabelle ausge- 
wiesene Grundgehalt vom Ersten des Monats 
an, in dem er- das maßgebende Lebensalter 
vollendet. Hat der Richter das für seine Be- 
soldungsgruppe maßgebende niedrigste Lebens- 
jahr noch nicht erreicht oder vollendet, erhält 
er das Grundgehalt der niedrigsten Grund- 
gehaltsstufe. 
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§ 47 f 


§ 31 a 

Ortszuschlag 

(1) Der Ortszuschlag wird nach der Auf- 
stellung in Anlage III B gewährt. Seine Höhe 
richtet sich nach der Tarifklasse, der die Be- 
soldungsgruppe des Richters zugeteilt ist, nach 
der Ortsklasse des dienstlichen Wohnsitzes 
und nach der Stufe, die den Familienverhältnis- 
sen des Richters entspricht. 

(2) Im übrigen gelten die §§ 13 bis 17 ent- 
sprechend. 

§ 31. b 

Kinderzuschlag 

Für die Gewährung des Kinderzuschlages gel- 
ten die §§ 18 bis 20." 


15. Die §§ 42, 45, 46 werden gestrichen. 


16. Hinter § 47 c wird eingefügt: 

„Kapitel I a 

Anwärterbezüge der Bundesbeamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst 

§ 47 d 

(1) Anwärterbezüge sind der Grundbetrag, 
der Ortszuschlag und der Kinderzuschlag. 

(2) Anwärter des mittleren, des gehobenen 
und des höheren auswärtigen Dienstes mit 
dienstlichem Wohnsitz im Ausland erhalten ab- 
weichend von Absatz 1 neben dem Grundbetrag 
Auslandszulage, Haushaltszuschlag, Kinderzu- 
schlag und Mietzuschuß nach den für Auslands- 
beamte mit Dienstbezügen geltenden Vorschrif- 
ten. § 2 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Bemessung 
des Mietzuschusses sind der Grundbetrag, der 
Ortszuschlag der Ortsklasse S und der für den 
Dienstort nach § 2 Abs. 2 maßgebende Kauf- 
kraftausgleich zugrunde zu legen. 


(1) Der Grundbetrag wird nach der Aufstel- 
lung in Anlage III C des Gesetzes gewährt. 

(2) Besondere Sätze des Grundbetrages er- 
halten nach Maßgabe der Aufstellung 

1. Anwärter von Laufbahnen des gehobenen 
technischen Dienstes, für die neben der 
Laufbahnprüfung die Abschlußprüfung einer 
höheren technischen Lehranstalt als Aiistel- 
lungsvoraussetzung vorgeschrieben ist, 

2. Anwärter von Laufbahnen des höheren tech- 
nischen Dienstes, für die neben der Lauf- 
bahnprüfung die Abschlußprüfung einer 
technischen Hochschule als Einstellungsvor- 
aussetzung vorgeschrieben ist, 

3. Anwärter des höheren auswärtigen Dienstes, 
die die Befähigung für eine andere Laufbahn 
des höheren Dienstes besitzen, 

4. Anwärter des höheren Archivdienstes, die 
die Befähigung für das Lehramt an höheren 
Schulen besitzen, 

5. Anwärter der Laufbahn des allgemeinen Kri- 
minaldienstes im Anwendungsbereich der 
Verordnung über die Laufbahnen des krimi- 
nalpolizeilichen Vollzugsdienstes des Bundes 
in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Anwärter der Laufbahn des leitenden Kri- 
minaldienstes im Anwendungsbereich der in 
Absatz 2 Nr. 5 bezeichneten Verordnung er- 
halten den in Anlage III C für Anwärter des 
nichttechnischen höheren Dienstes festgesetzten 
Grundbetrag und Ortszuschlag. 

§ 47 g 

(1) Der Ortszuschlag wird nach der Aufstel- 
lung in Anlage III C des Gesetzes gewährt. 
Seine Höhe richtet sich nach der Laufbahn, der 
der Anwärter angehört, nach der Ortsklasse des 
dienstlichen Wohnsitzes und nach der Stufe, die 
den Familienverhältnissen des Anwärters ent- 
spricht. 

(2) Die §§ 13 bis 17 sind entsprechend anzu- 
wenden. 


(3) Anwärter mit dienstlichem Wohnsitz in 
Berlin oder Hamburg erhalten einen örtlichen 
Sonderzuschlag in Höhe von drei vom Hundert 
des Grundbetrages. 


§ 47 h 

Der Kinder Zuschlag wird nach den §§ 18 bis 
20 gewährt. 


§ 47 e 

(1) Für den Beginn des Anspruchs auf An- 
wärterbezüge gilt § 3 entsprechend. Die An- 
wärterbezüge entfallen mit dem Tage, an dem 
das Beamtenverhältnis endet oder von dem an 
der Anwärter einen Anspruch auf Dienstbezüge 
erlangt. 

(2) § 4 Abs. 1, 2 ist entsprechend anzuwenden. 


§ 47 i 

Hat der Anwärter einen arbeitsrechtlichen 
Anspruch auf ein Entgelt für eine in den Aus- 
bildungsrichtlinien vorgeschriebene Tätigkeit 
außerhalb des öffentlichen Dienstes, so wird das 
Entgelt auf die Anwärterbezüge angerechnet, 
soweit die Summe des Entgelts und der An- 
wärterbezüge die für die Laufbahn des Anwär- 
ters vorgesehenen Anfangsbezüge (Grundge- 
halt, Ortszuschlag) übersteigt. 
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17. Hinter der Überschrift „Kapitel III Rahmenvor- 
schriften" wird eingefügt: 

„Abschnitt I 
Beamte" 


18. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Dieses Ka- 
pitel" ersetzt durch die Worte „Dieser Ab- 
schnitt" und nach dem Wort „Dienstbezüge" 
die Worte „und der Anwärterbezüge" ein- 
gefügt. 

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „Die 
Dienstbezüge" ein Komma und die Worte 
„die Anwärterbezüge" eingefügt. 

18a. In § 50 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Beamten auf Widerruf, die im Vorberei- 
tungsdienst stehen — Anwärter — , haben An- 
spruch auf Anwärterbezüge. " 


19. § 53 erhält folgende Fassung: 

,5 53 

(1) Für Beamte im Geltungsbereich des § 49 
Abs. 1 ist § 5 nach Maßgabe der folgenden Ab- 
sätze sinngemäß anzuwenden. 

(2) § 5 Abs. 5 findet auf Staatsanwälte keine 
Anwendung. 

Bei Anwendung des § 5 Abs. 3 Satz 2 stehen 
gleich 

das Amt des Staatsanwalts vor Vollendung 
des 43. Lebensjahres dem Oberregierungs- 
rat, alsdann dem Regierungsdirektor, 

das Amt des Oberstaatsanwalts vor Voll- 
endung des 43. Lebensjahres dem Regie- 
rungsdirektor, alsdann dem Leitenden Re- 
gierungsdirektor. 

(3) In Sonderlaufbahnen, bei denen 

1. die Ausbildung mit einer gegenüber dem 
nichttechnischen oder technischen Verwal- 
tungsdienst besonders gestalteten ' Prüfung 
abgeschlossen wird oder die Ablegung einer 
zusätzlichen Prüfung vorgeschrieben ist und 

2. im Eingangsamt Anforderungen gestellt wer- 
den, die zwingend die Zuweisung zu einer 
anderen als der Eingangsgruppe nach § 5 
Abs. 2 erfordern, 

ist das Eingangsamt der Besoldungsgruppe zu- 
zuweisen, in die gleichwertige Ämter nach § 5 
Abs. 3 eingereiht sind. 

(4) Für Beamte im Polizeivollzugsdienst gel- 
ten die in § 5 enthaltenen Regelungen des Ab- 
satzes 1 und des Absatzes 3 Satz 2 sowie — 
als Grundsatz — des Absatzes 4. Bei Anwen- 
dung des Absatzes 3 dieses Paragraphen sind 


als gleichwertig anzusehen die Grundämter der 
Besoldungsgruppe A 7 und der Polizeimeister. 
Das Verhältnis der Beförderungsämter unter- 
halb der obersten Landesbehörden darf nach 
Maßgabe sachgerechter Bewertung 


im uniformierten Polizeivollzugsdienst 


in der Besoldungsgruppe A 8 35 v. H., 

in der Besoldungsgruppe A 9 15 v. H., 

in der Besoldungsgruppe A 10 5 v. H., 


im mittleren Kriminaldienst 

in der Besoldungsgruppe A 8 
in der Besoldungsgruppe A 9 
in der Besoldungsgruppe A 10 


40 v. H., 
40 v. H., 
10 v. H. 


der jeweiligen Gesamtzahl der Planstellen der 
Besoldungsgruppen A 5 bis A 10 nicht über- 
schreiten. Bei der Ermittlung der Gesamtzahl 
sind Planstellen für Beamte, die sich in der 
Ausbildung befinden, nicht zu berücksichtigen. 


(5) Bis zu anderweitiger abschließender Re- 
gelung sind mit der Anstellung als gleichwertig 
anzusehen die Grundämter 

der Besoldungsgruppe A 12 und der 

Lehrer an Volksschulen sowie der Leh- 
rer an Grundschulen und Hauptschulen, 

der Besoldungsgruppe A 13 und der 
Lehrer an Realschulen; 

es können eingereiht werden bis zur Besol- 
dungsgruppe 

A 13 Konrektoren an Volksschulen, 

A 14 Rektoren an Volksschulen, 

Konrektoren an Realschulen, 

A 15 Rektoren von Realschulen. 


(6) Die Länder können für die Gemeinden, 
Gemeindeverbände und die sonstigen ihrer 
Aufsicht unterstehenden Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
von § 5 Abs. 6 abweichende Regelungen zu- 
lassen, soweit dies wegen der besonderen Or- 
ganisations- und Personalstruktur zur Einhal- 
tung des Grundsatzes sachgerechter Bewertung 
notwendig ist." 


20. In § 54 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Grundgehälter der in nachstehen- 
der Aufstellung aufgeführten Besoldungsgrup- 
pen der Besoldungsordnung B dieses Gesetzes 
sind Höchstbeträge für die bei jeder Besol- 
dungsgruppe angegebenen Ämter im Landes- 
dienst: 

B 3 Ministerialrat, 

B 4 Finanzpräsident, 

Leitender Ministerialrat, 
Regierungsvizepräsident, 

B 6 Ministerialdirigent, 
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B 7 Oberfinanzpräsident, 

Regierungspräsident, 

B 9 Ministerialdirektor." 

21. § 55 erhält folgende Fassung: 

„§ 55 

(1) Die Grundgehälter sind nach den Grund- 
sätzen des § 5 a festzusetzen. 

(2) Das Grundgehalt muß in jeder Besol- 
dungsgruppe der Besoldungsordnung A ent- 
sprechend dem Lebensalter um gleich hohe Be- 
träge steigen. 

(3) Die Anfangsgrundgehälter der Besol- 
dungsgruppen A 1, A 5, A 9 und A 13 dürfen, 
unbeschadet geringfügiger Abweichungen zur 
Rundung, 75 vom Hundert der En dgrunidgeh äl- 
ter nicht überschreiten. 

(4) Von dem in der Grundgehaltstabelle zur 
Besoldungsgruppe A für die Anfangs- und End- 
grundgehälter festgelegten niedrigsten und 
höchsten Lebensalter darf in den einzelnen Be- 
soldungsgruppen nicht abgewichen werden." 

22. § 58 erhält folgende Fassung: 

„§ 58 

(1) Amtszulagen, Stellenzulagen und son- 
stige Zulagen (§ 21) dürfen nur für Ämter oder 
Dienstposten unter denselben Voraussetzungen 
wie beim Bund oder nach Maßgabe der An- 
lage I a vorgesehen werden; die Beträge des 
Bundes oder der Anlage I a dürfen nicht über- 
schritten werden. Ämter im Sinne des § 21 
Abs. 1 Satz 1 können auch in Form von Zwi- 
schenbesoldungsgruppen eingerichtet werden, 
wenn die Beträge der Anlage I a nicht über- 
schritten werden. 

(2) Die Länder können für Ämter und Dienst- 
posten bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die nicht durch Absatz 1 erfaßt sind, die 
Gewährung von Zulagen bei Nachweis gleich- 
wertiger Anforderungen zulassen. 

(3) Wird einem Beamten ein höherwertiges 
Amt auf Grund besonderer Vorschrift mit zeit- 
licher Begrenzung übertragen, kann bestimmt 
werden, daß der Beamte für die Dauer der 
Wahrnehmung eine Zulage bis zur Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem Grundgehalt seiner 
Besoldungsgruppe und dem Grundgehalt der für 
das höherwertige Amt maßgebenden Besol- 
dungsgruppe erhält." 

23. § 59 erhält folgende Fassung: 

„§59 

Bei der Regelung der Dienstbezüge der kom- 
munalen Wahlbeamten auf Zeit kann von den 
§§51 bis 55 abgewichen werden." 


24. Hinter § 59 wird eingefügt: 

„§ 59 a 

(1) Anwärterbezüge sind der Grundbetrag, 
der Ortszuschlag und der Kinderzuschlag. 

(2) Anwärter mit dienstlichem Wohnsitz in 
Berlin oder Hamburg können einen örtlichen 
Sonderzuschlag in Höhe von drei vom Hundert 
des Grundbetrages erhalten. 

(3) Die in § 47 f in Verbindung mit An- 
lage III C festgesetzten Grundbeträge und Be- 
träge des Ortszuschlages dürfen in den entspre- 
chenden Laufbahnen nicht überschritten werden. 
Die Grundbeträge der Anwärter für das Lehr- 
amt an Volksschulen dürfen 65 vom Hundert 
des Anfangsgrundgehaltes der Besoldungs- 
gruppe A 12 nicht übersteigen. 

(4) § 57 gilt entsprechend." 

25. Hinter § 59 a wird eingefügt: 

„Abschnitt II 

Richter 

§ 59 b 

Die Dienstbezüge der Richter auf Lebenszeit 
und der Richter auf Probe sind in den Ländern 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften ge- 
setzlich zu regeln. 

§ 59 c 

(1) Die Richter haben Anspruch auf Dienst- 
bezüge. 

(2) Dienstbezüge sind Grundgehalt, Ortszu- 
schlag, Kinderzuschlag, Amtszulagen und Aus- 
gleichszulagen. 

(3) Die Dienstbezüge von Richterinnen, deren 
regelmäßiger Dienst nach § 76 a des Deutschen 
Richtergesetzes ermäßigt worden ist, sind ent- 
sprechend § 2 a zu regeln. 

(4) Für die Richter mit dienstlichem Wohn- 
sitz in Berlin oder Hamburg und die entspre- 
chenden Empfänger von Versorgungsbezügen 
mit Wohnsitz in diesen Städten kann die Ge- 
währung eines örtlichen Sonderzuschlages ent- 
sprechend § 41 vorgesehen werden. 

§ 59 d 

(1) Das Grundgehalt ist nach einer Besol- 
dungsordnung für Richter zu gewähren. In den 
Besoldungsgruppen R 1, R 2 sind nach dem 
Lebensalter aufsteigende, im übrigen feste Be- 
träge vorzusehen. 

(2) Folgende Ämter sind in die nachstehen- 
den Besoldungsgrupen einzureihen: 
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R 1 Amtsgerichtsrat, 

Arbeitsgerichtsrat, 

Finanzgerichtsrat, 

Landgerichtsrat, 

Sozialgerichtsrat, 

Verwaltungsgerichtsrat, 

R 2 Finanzgerichtsrat 

(vom 45. Lebensjahr an), 
Landessozialgerichtsrat, 
Landgerichtsdirektor, 
Oberlandesgerichtsrat, 
Oberverwaltungsgerichtsrat, 

R 3 Landesarbeitsgetichtsdirektor, 
Senatspräsident 

beim Finanzgericht, 
beim Landessozialgericht, 
beim Oberlandesgericht, 
beim Oberverwaltungsgericht. 

(3) Für die Ämter der Präsidenten der Ge- 
richte und ihrer ständigen Vertreter können 
nach Maßgabe sachgerechter Ämterbewertung 
andere Grundgehälter als für die in Absatz 2 
genannten Richterämter oder Amtszulagen vor- 
gesehen werden; der Betrag in Besoldungs- 
gruppe R 9 — Anlage III A dieses Gesetzes — 
darf nicht überschritten werden. Bei den Ämtern 
der übrigen dienstaufsichtführenden Richter und 
ihrer ständigen Vertreter können Amtszulagen 
ausgebracht werden. Amtszulagen sind unwider- 
ruflich und ruhegehaltfähig; sie gelten als Be- 
standteil des Grundgehalts. 

§ 59 e 

(1) Die Endgrundgehälter der Besoldungs : 
gruppen R 1, R 2 sowie das Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe R 3 dürfen die entsprechen- 
den Beträge in der Anlage III A dieses Ge- 
setzes nicht überschreiten. 

(2) In den Besoldungsgruppen R 1, R 2 sind 
für das Aufsteigen vom Anfangs- zum Endgrund- 
gehalt jeweils gleich hohe Beträge vorzusehen. 
Das sich aus der Anlage III A dieses Gesetzes 
ergebende Verhältnis der Anfangs- und der 
Endgrundgehälter zueinander darf nicht über- 
schritten werden; von dem hierbei festgelegten 
niedrigsten und höchsten Lebensalter darf nicht 
abgewichen werden. Die Grundsätze des § 31 
Abs. 2 sind zu beachten. 


§ 59 f 

(1) Bei der Bemessung des Ortszuschlages 
dürfen die Beträge der Anlage III B dieses Ge- 
setzes nicht überschritten werden; die Tarif- 
klasse I a kann bei einem Grundgehalt im Be- 
trage der Besoldungsgruppe R 3 (einschließlich 
Amtszulage) oder höher vorgesehen werden. 

(2) Die Ortsklasse des dienstlichen Wohn- 
sitzes ergibt sich aus dem Ortsklassenverzeich- 
nis des Bundes. 


§ 59 g 

Kinderzuschlag ist nach den Grundsätzen des 
§ 18 Abs. 1 bis 6 und der §§ 19, 20 zu gewähren. 

§ 59 h 

Sonstige Zuwendungen dürfen nur nach dem 
Grundsatz des § 22 Buchstabe a vorgesehen 
werden.“ 

25 a. § 60 erhält folgende Fassung: 

„§ 60 . 

Die Bezüge nach diesem Gesetz werden 
regelmäßig der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung und der Einkommensentwicklung 
unter Berücksichtigung der Anforderungen, die 
sich aus einer sachgerechten Ämterbewertung 
ergeben, angepaßt." 

26. Die Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes er- 
hält die Fassung der Anlage 1 dieses Gesetzes. 

27. Hinter der Anlage I des Bundesbesoldungsgeset- 
zes wird die Anlage I a eingefügt; sie erhält den 
Wortlaut der Anlage 2 dieses Gesetzes. 

28. Die Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes 
erhält die Fassung der Anlage 3 dieses Geset- 
zes. 

29. Hinter der Anlage III des Bundesbesoldungs- 
gesetzes werden die Anlagen III A, III B, III C 
Anlagen 4, 5, 6 dieses Gesetzes — eingefügt. 

30. Die ruhegehaltfähigen Zulagen in der Anlage IV 
des Bundesbesoldungsgesetzes werden wie folgt 
festgesetzt: 

Anlage IV Nr. 1 Fußnote 1 auf 95 DM, 

Anlage IV Nr. 1 Fußnote 2 auf 51 DM, 

Anlage IV Nr. 1 Fußnote 3 auf 43 DM. 

§ 2 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
die nach diesem Gesetz unmittelbar eintretenden 
Änderungen in der Einreihung von Beamten in die 
Gruppen der Besoldungsordnungen sowie Änderun- 
gen von Amtsbezeichnungen in einer Überleitungs- 
übersicht festzustellen. 


§ 3 

Regelungen über die Gewährung von Zulagen zur 
Abgeltung besonderer bei der Bewertung des Amtes 
nicht berücksichtigter Erschwernisse, die bis zur Ver- 
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kündung dieses Gesetzes erlassen sind, sind bis zum 
Inkrafttreten einer Rechts Verordnung nach § 21 
Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas- 
sung dieses Gesetzes oder bis zur Aufhebung durch 
die Bundesregierung weiter anzuwenden. Sie treten 
spätestens mit Ablauf des zwölften auf den Monat 
der Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalen- 
dermonats außer Kraft; Zahlungen dürfen von die- 
sem Zeitpunkt an auf Grund der bezeichneten Rege- 
lungen nicht mehr geleistet werden. 


§ 4 

(1) Die Länder sind verpflichtet, ihr Besoldungs- 
recht innerhalb eines Jahres nach der Verkündung 
dieses Gesetzes unter Berücksichtigung der gemein- 
samen Belange aller Dienstherren auf der Grund- 
lage der §§ 49 bis 59 k des Bundesbesoldungsgeset- 
zes anzupassen. 

(2) überschreitet bei einem der in § 49 Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes genannten Dienstherren 
der Anteil der eingerichteten Beförderungsämter 
beim Inkrafttreten des § 5 Abs. 5 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes die 
dort festgesetzten Obergrenzen, so sind vom 1. Ja- 
nuar 1972 an bei Freiwerden jeder dritten Stelle die 
entsprechenden Umwandlungen durchzuführen; Be- 
förderungsämter, die in den Jahren 1970 und 1971 
abweichend von den bisherigen Rahmenvorschriften 
des Bundes zusätzlich eingerichtet oder abweichend 
von § 4 Abs. 3 des Zweiten Besoldungsneurege- 
lungsgesetzes vom 14. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 365) weiter ausgewiesen sind, sind uneinge- 
schränkt umzuwandeln. 

(3) überschreitet bei einem der in § 49 Abs. 1 
des Bundesbesoldungsgesetzes genannten Diensther- 
ren der Anteil der in den Besoldungsgruppen A 8 
und A 9 eingerichteten Beförderungsämter am 
31. Dezember 1970 die in § 53 Abs. 4 Satz 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung dieses 
Gesetzes festgesetzten Obergrenzen, so ist der in 
der bezeichneten Vorschrift zugelassene Anteil von 
neuen Beförderungsämtern in der Besoldungsgruppe 
A 10 zur Verminderung der Überschreitung zu ver- 
wenden; im übrigen ist Absatz 2 sinngemäß mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß zusätzlich im Jahre 
1971 eingerichtete Beförderungsämter uneinge- 
schränkt umzuwandeln sind. 

(4) Ist bei einem der in § 49 Abs. 1 genannten 
Dienstherren ein Amt bis zum Inkrafttreten eines 
Landesgesetzes nach Absatz 1 ohne Abweichung von 
Rahmenvorschriften des Bundes einer höheren Be- 
soldungsgruppe zugewiesen, als § 53 des Bundes- 
besoldungsgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes 
vorschreibt, kann für die vorhandenen Stelleninha- 
ber und Beamten auf Widerruf mit Dienstbezügen 
der Besitzstand gewahrt werden. 

(5) § 6 Abs. 3, 5 des Ersten Besoldungsneurege- 
lungsgesetzes vom 6. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 629), Artikel I § 4 Abs. 6, Artikel XIV des 


Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes werden 
gestrichen. 


Artikel II 

(Anpassung der Versorgungsbezüge) 


A r t i k e 1 III 

§ 79 b des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch . . ., 
erhält folgende Fassung: 

„§ 79 b 

„Der Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst (§ 5 Abs. 2 Nr. 1) — Anwärter — erhält 
Anwärterbezüge nach Maßgabe des Besoldungs- 
gesetzes. Die Vorschriften des § 73 Abs, 2, des 
§ 83 Abs. 2 und der §§ 84, 87, 87 a, 89 und 183 
Abs. 1 über die Dienstbezüge gelten auch für die 
Anwärterbezüge. " 


Artikel IV 

§ 54 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch 
. . ., erhält folgende Fassung: 


„§ 54 

Der Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a) 
— Anwärter — erhält Anwärterbezüge nach Maß- 
gabe des Besoldungsgesetzes." 


Artikel V 

Das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung vom 15. Juli 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 609), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

a) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. bei Empfängern von Anwärterbezügen der 
Grundbetrag, der Ortszuschlag und der Ört- 
liche Sonderzuschlag, ". 

b) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 wird angefügt: 

„4. bei Empfängern von Anwärterbezügen mit 
dienstlichem Wohnsitz im Ausland (§ 47 d 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes) die 
Anwärterbezüge der Nummer 3, die ihnen 
bei Verwendung im Inland unter Zugrunde- 
legung des Ortszuschlages nach der Orts- 
klasse S zustehen würden.” 
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Artikel VI 

Das Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Bundesbeamte, Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit vom 17. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1097) 
wird wie folgt geändert: 

(Bleibt zunächst offen) 

(Änderung der Vorschriften für Empfänger 
von Unterhaltszuschüssen) 

Artikel VII 

(1) Anwärter, denen bei Anwendung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes insgesamt geringere Lei- 
stungen zustünden als nach bisherigem Recht, er- 
halten eine Ausgleichszulage in Höhe des Unter- 
schiedes. Die Ausgleichszulage vermindert sich um 
jede künftige Erhöhung des Grundbetrages. 


(2) Absatz 1 gilt nicht für die Fälle des § 15 
Abs. 3 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes. 


Artikel VIII 

Die Verordnung über den Unterhaltszuschuß für 
Bundesbeamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
vom 22. Februar 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 137), zu- 
letzt geändert durch die Siebente Verordnung zur 
Änderung der Unterhaltszuschußverordnung vom 
15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 347), wird auf- 
gehoben. 

Artikel IX 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels I 

§ 1 Nr. 10 Buchstabe c mit Wirkung vom 

in Kraft. Artikel I § 1 Nr. 10 Buchstabe c tritt mit 
Wirkung vom in Kraft. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Benda 

Berger 

Wagner (Günzburg) 

Dr. Stoltenberg 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Anlage I 

des Bundesbesoldungsgesetzes 


Besoldungsordnungen A und B 


Vorbemerkungen 

1. Die Amtsbezeichnungen sind in den Besoldungs- 
gruppen nach der Buchstabenfolge geordnet. Die 
Amtsbezeichnungen der Vollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz und die Dienstgradbezeich- 
nungen der Soldaten sind am Schluß der Be- 
soldungsgruppen aufgeführt. Ein Anhang zur 
Besoldungsordnung A enthält künftig wegfal- 
lende Ämter und Amtsbezeichnungen. 

2. Die Beamtinnen erhalten die Amtsbezeichnung 
in der weiblichen Form. 

3. Die Grundgehaltssätze sind Monatsbeträge. Sie 
sind für alle Besoldungsgruppen in einer Über- 
sicht am Schluß dieser Anlage zusammengestellt. 

4. Stellenzulagen ergeben sich aus den Fußnoten 
zu den einzelnen Besoldungsgruppen oder aus 
dem Anhang zu dieser Anlage (hinter der Über- 
sicht der Grundgehälter). 


5. Die Amtsbezeichnungen „Direktor und Profes- 
sor“ und „Leitender Direktor und Professor 1 ' in 
den Besoldungsgruppen B 1, B2 und B3 stehen 
nur zur Verfügung für Beamte mit Forschungs- 
aufgaben bei wissenschaftlichen Forschungsan- 
stalten und bei folgenden Behörden und An- 
stalten mit eigener Forschung: 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft 

Bundesanstalt für Bodenforschung 

Bundesanstalt für Materialprüfung 

Bundesanstalt für Straßenwesen 

Bundesgesundheitsamt 

Deutscher Wetterdienst 

Deutsches Hydrographisches Institut 

Institut für chemisch-technische Untersuchungen 

Ozeanographische Forschungsanstalt der Bundes- 
wehr 

Physikalisch -Technische Bundesanstalt 
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Bundesbesoldungsordnung A 

Aufsteigende Gehälter 

Besoldungsgruppe 1 
453 bis 613 DM 


Ortszuschlag: II 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Amtsgehilfe x ) 

Grenzjäger 

Matrose im Bundesgrenzschutz 
Grenadier, Flieger, Matrose 2 ) 

*) Für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangsamtes 


Mittelbarer Bundesdienst 

Amtsgehilfe *) 

Museumsaufseher 4 ) 

2 ) In diese Besoldungsgruppe gehören auch alle Soldaten 
des untersten Mannschaftsdienstgrades, für die der 
Bundespräsident besondere Dienstgradbezeichnungen 
festgesetzt hat. 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Oberamtsgehilfe *) 

Grenztruppj äger 

Vormatrose im Bundesgrenzschutz 
Gefreiter 


Besoldungsgruppe 2 
488 bis 677 DM 

Ortszuschlag: II 

Mittelbarer Bundesdienst 

Museumsoberaufseher *) 

Oberamtsgehilfe *) 

*) Für die Dauer der Probezeit nach sechsmonatiger Be- 
währung im Dienst öffentlich-rechtlicher Dienstherren. 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Betriebsaufseher *) 2 ) 
Bundesbahnsdiaffner x ) 2 ) 
Geldzähler 
Hauptamtsgehilfe 
Justizwachtmeister *) 
Postschaffner *) 2 ) 
Zollbootsmann *) 
Zollmaschinenwärter *) 
Zollwachtmeister *) 

Grenzoberjäger 


Besoldungsgruppe 3 
535 bis 742 DM 

Ortszuschlag: II 

Obermatrose im Bundesgrenzschutz 
Obergefreiter 


Mittelbarer Bundesdienst 

Hauptamtsgehilfe 

Museumshauptaufseher 

*) Für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangsamtes. 

2 ) Erhält als Führer von Kraftwagen eine nichtruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage von 33 DM. 
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Unmittelbarer Bundesdienst 

Amtsmeister *) 
Betriebsoberaufseher 
Bundesbahnbetriebswart 2 ) 
Bundesbahnoberschaffner 
Fernmeldewart 2 ) 

Gleiswart 

Justizoberwaditmeister 
Leitungswart 2 ) 

Panzerwart 2 ) 
Postobersdiaffner 
Postwart 2 ) 

Schleusenbetriebswart 2 ) 

Zollmasdiinenoberwärter 

Zolloberbootsmann 


Besoldungsgruppe 4 
563 bis 806 DM 

Ortszüschlag: II 

Zolloberwaditmeister 

Grenzhauptjäger 

Hauptmatrose im Bundesgrenzschutz 
Hauptgefreiter 

Mittelbarer Bundesdienst 

Amtsmeister 


!) Amtsmeister beim Bundespräsidial amt und beim Bun- 
deskanzleramt erhalten eine ruhegehaltfähige Stel- 
lenzulage von 35 DM. 

2 ) Für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangsamtes. 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Betriebsmeister 
Betriebshauptaufseher 
Bundesbahnassistent *) 
Bundesbahnbetriebsassistent 2 ) 
Bundesbahnhauptschaffner 
Bundesbahnoberbetriebswart 2 ) 
Erster Justizhauptwachtmeister 
Fernmeldeassistent l ) 
Fernmeldehauptwart 2 ) 
Fernmeldeoberwart 
Forstwart 
Justizassistent *) 
Justizhauptwachtmeister 
Leitungshauptwart 2 ) 
Leitungsoberwart 
Maschinenführer *) 
Oberamtsmeister 
Oberbetriebsmeister 
Obergeldzähler 
Panzerhauptwart 2 ) 

Panzeroberwart 
Postassistent *) 
Postbetriebsassistent 2 ) 
Posthauptschaffner 
Posthauptwart 2 ) 

Postoberwart 
Regierungsassistent *) 
Regierungsvermessungsassistent *) 
Reservelokomotivführer *) 
Schiffsassistent *) 
Schleusenhauptbetriebswart 2 ) 
Schleusenoberbetriebswart 


Besoldungsgruppe 5 
654 bis 870 DM 

Ortszuschlag: II 

Steuerassistent *) 

Technischer Bundesbahnassistent *) 
Technischer Fernmeldeassistent x ) 
Technischer Postassistent *) 

Technischer Regierungsassistent x ) 
Triebwagenführer 
Unterbrandmeister x ) 
Verwaltungsassistent *) 

Werkführer *) 

Zollassistent x ) 

Zollhauptbootsmann 
Zollhauptwachtmeister 
Zollmaschinenführer x ) 
Zollmaschinenhauptwärter 
Zollschiffsassistent *) 

Fahnenjunker im Bundesgrenzschutz 
Oberwachtmeister im Bundesgrenzschutz 
Maat im Bundesgrenzschutz 
Seekadett im Bundesgrenzschutz 

Unteroffizier 

Fahnenjunker 

Maat 

Seekadett 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankassistent *) 

Oberamtsmeister 
Verwaltungsassistent x ) 


*) Für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangs amtes. 

2 ) Erhält eine Amtszulage von 35 DM. 
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Unmittelbarer Bundesdienst 

Brandmeister *) 

Bundesbahnsekretär 

Fernmeldesekretär 

Justizsekretär 

Lokomotivführer *) 

Maschinenmeister x ) 

Obertriebwagenführer 

Postsekretär 

Postverwalter 

Regierungssekretär 

Regierungsvermessungssekretär *) 

Revierforstwart 

Schiffsführer *) 

Steuersekretär 

Technischer Bundesbahnsekretär *) 
Technischer Fernmeldesekretär *) 
Technischer Postsekretär x ) 
Technischer Regierungssekretär *) 
Verwaltungssekretär 


Besoldungsgruppe 6 
699 bis 987 DM 

Ortszuschlag: II 

Werkmeister *) 

Zollmaschinenmeister *) 

Zollschiffsführer *) 

Zollsekretär 

Hauptwachtmeister im Bundesgrenzschutz 
Obermaat im Bundesgrenzschutz 
Stabsunteroffizier 
Obermaat 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbanksekretär 

Verwaltungssekretär 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankobersekretär 

Verwaltungsobersekretär 

*) Erhält eine Amtszulage von 35 DM. 

2 ) Erhält als Kompaniefeldwebel eine nichtruhegehalt- 
fähige Stellenzulage von 35 DM. 


Besoldungsgruppe 8 
850 bis 1220 DM 

Ortszuschlag: II 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Bundesbahnhauptsekretär 
Fernmeldehauptsekretär 
Hauptbrandmeister *) 2 ) 
Hauptlokomotivführer 2 ) 
Hauptmaschinenmeister *) 2 ) 
Hauptschiffsführer *) 2 ) 

Hauptwerkmeister 2 ) 

Justizhauptsekretär *) 

Kriminalobermeister 

Posthauptsekretär 

Posthauptverwalter 

Regierungshauptsekretär 

Regierungsvermessungshauptsekretär *) 2 ) 

Revieroberforstwart *) 

Steuerhauptsekretär 

Technischer Bundesbahnhauptsekretär 2 ) 

Technischer Fernmeldehauptsekretär 2 ) 

Technischer Posthauptsekretär 2 ) 

Technischer Regierungshauptsekretär 2 ) 

Verwaltungshauptsekretär 


Zollhauptmaschinenmeister *) 2 ) 
Zollhauptschiffsführer 2 ) 

Zollhauptsekretär 

Obermeister im Bundesgrenzschutz 3 ) 
Oberbootsmann im Bundesgrenzschutz 3 ) 
Oberfähnrich im Bundesgrenzschutz 4 ) 
Oberfähnrich zur See im Bundesgrenzschutz 4 ) 
Oberfeldwebel 3 ) 

Oberbootsmann 3 ) 

Oberfähnrich 4 ) 

Oberfähnrich zur See 4 ) 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbahnhauptsekretär 

Verwaltungshauptsekretär 


*) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 9. 

2 ) Erhält eine Amtszulage von 35 DM. 

3 ) Erhält als Kompaniefeldwebel eine nichtruhegeh alt- 
fähige Stellenzulage von 35 DM. 

4 ) Erhält eine Amtszulage von 45 DM. 
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Besoldungsgruppe 9 
1003 bis 1336 DM 

Ortszuschlag: I c 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Amtsinspektor 
Archivinspektor x ) 

Betriebsinspektor 
Bibliotheksinspektor *) 
Bundesbahnbetriebsinspektor 
Bundesbahninspektor J ) 
Fernmeldebetriebsinspektor J ) 
Fernmeldeinspektor *) 

Hauptbrandmeister 2 ) 
Hauptmaschinenmeister 2 ) 
Hauptschiffsführer 2 ) 

Justizhauptsekretär 2 ) 

Justizinspektor *) 
Lokomotivbetriebsinspektor 
Kapitän *) 

Konsulatssekretär J ) 

Kriminalkommissar 
Lotse J ) 

Postbauinspektor 4 ) 

Postbetriebsinspektor 
Postinspektor 4 ) 

Postmeister 

Regierungsbauinspektor *) 
Regierungsinspektor *) 
Regierungsvermessungshauptsekretär 2 ) 
Regierungsvermessungsinspektor *) 
Revierförster 
Revieroberforstwart 1 ) 

Steuerinspektor *) 

Technischer Amtsinspektor 
Technischer Bundesbahnbetriebsinspektor 
Technischer Bundesbahninspektor *) 
Technischer Fernmeldebetriebsinspektor 
Technischer Fernmeldeinspektor *) 
Technischer Postbetriebsinspektor 
Technischer Postinspektor *) 


Technischer Regierungsinspektor 1 ) 3 ) 
Verwaltungsinspektor *) 

Zollbetriebsinspektor 
Zollhauptmaschinenmeister 2 ) 

Zollinspektor *) 

Zollkapitän 

Hauptmeister im Bundesgrenzschutz 
Hauptbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Stabsmeister im Bundesgrenzschutz 4 ) 

Leutnant im Bundesgrenzschutz 
Stabsbootsmann im Bundesgrenzschutz 4 ) 

Leutnant zur See im Bundesgrenzschutz 

Hauptfeldwebel 

Hauptbootsmann 

Stabsfeldwebel 4 ) 

Stabsbootsmann 4 ) 

Leutnant 
Leutnant zur See 

Mittelbarer Bundesdienst 

Amtsinspektor 
Archivinspektor *) 

Bundesbankamtsinspektor 
Bundesbankinspektor *) 

Bibliotheksinspektor l ) 

Verwaltungsinspektor J ) 

*) Für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangsamtes. 

2 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 8. 

3 ) Beamte und Soldaten, bei denen neben der Laufbahn- 
prüfung die Abschlußprüfung einer höheren techni- 
schen Lehranstalt als Anstellungsvoraussetzung vor- 
geschrieben ist, erhalten eine ruhegehaltfähige Stel- 
lenzulage von 70 DM. Dies gilt nur, wenn während 
des Besuchs der höheren technischen Lehranstalt keine 
Dienstbezüge gezahlt wurden. 

4 ) Erhält eine Amtszulage von 50 DM. 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Archivoberinspektor 

Bibliotheksoberinspektor 

Bundesbahnoberinspektor 

Fernmeldeoberinspektor 

Justizoberinspektor 

Konsulatssekretär Erster Klasse 

Kriminaloberkommissar 

Oberförster 

Oberlotse 


Besoldungsgruppe 10 
1140 bis 1545 DM 

Ortszuschlag: I c 

Oberpostmeister 

Postoberbauinspektor 

Postoberinspektor 

Regierungsoberbauinspektor 

Regierungsoberinspektor 

Regierungsvermessungsoberinspektor 

Seekapitän 

Steueroberinspektor 

Technischer Bundesbahnoberinspektor 

Technischer Fernmeldeoberinspektor 
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Technischer Postoberinspektor 
Technischer Regierungsoberinspektor 
Verwaltungsoberinspektor 
Zolloberinspektor 

Oberstabsmeister im Bundesgrenzschutz 
Oberbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Oberleutnant im Bundesgrenzschutz 
Oberleutnant zur See im Bundesgrenzschutz 
Oberstabsfeldwebel 


Oberstabsbootsmann 
Oberleutnant 
Oberleutnant zur See 

Mittelbarer Bundesdienst 

Archivoberinspektor 

Bundesbankoberinspektor 

Bibliotheksoberinspektor 

Verwaltungsoberinspektor 


Besoldungsgruppe 11 
1253 bis 1753 DM 

Ortszuschlag: I c 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Archivamtmann 
Bibliotheksamtmann 
Bundesb ahnamtmann 
Fernmeldeamtmann 
Forstamtmann 
Justiz am tmann 
Kanzler 
Kriminalrat 

Kriminalhauptkommissar 

Postamtmann 

Postbauamtmann 

Regierungsamtmann 

Regierungsbauamtmann 

Regierungsvermessungsamtmann *) 


Seeoberkapitän 

Steueramtmann 

Technischer Bundesbahnamtmann 
Technischer Fernmeldeamtmann 
Technischer Postamtmann 
Technischer Regierungsamtmann 
Verwaltungsamtmann 
Zollamtmann 

Mittelbarer Bundesdienst 

Archivamtmann 

Bundesbankamtmann 

Bibliotheksamtmann 

Verwaltungsamtmann 


Besoldungsgruppe 12 
1362 bis 1962 DM 

Ortszuschlag: I c 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Amtsrat 

Archivoberamtmann 

Bibliotheksoberamtmann 

Bundesbahnoberamtmann 

Fernmeldeoberamtmann 

Forstoberamtmann 

Justizoberamtmann 

Kanzler Erster Klasse 

Kriminaloberrat 

Postoberamtmann 

Postoberbauamtmann 

Regierungsoberamtmann 

Regierungsoberbauamtmann 

Regierungsvermessungsoberamtmann 

Seehauptkapitän *) 

Steuerrat 

Technischer Bundesb ahnoberamtmann 


Technischer Fernmeldeoberamtmann 
Technischer Postoberamtmann 
Technischer Regierungsoberamtmann 
Verwaltungsoberamtmann 
Zollrat 

Hauptmann im Bundesgrenzschutz 
Kapitänleutnant im Bundesgrenzschutz 
Hauptmann 
Kapitänleutnant 

Mittelbarer Bundesdienst 

Archivoberamtmann 

Bundesbankamtmann 

Bundesbankoberamtmann 

Bibliotheksoberamtmann 

Verwaltungsoberamtmann 


*) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13, 
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Unmittelbarer Bundesdienst 

Archivoberamtsrat 
Archivrat x ) 

Bergrat *) 

Bibliotheksoberamtsrat 
Bibliotheksrat x ) 
Bundesbahnoberamtsrat 
Bundesbahnrat 1 ) 
Fachschuloberlehrer 2 ) 
Fernmeldeoberamtsrat 
Forstmeister *) 
Forstoberamtsrat 
Justizoberamtsrat 
Kanzler Erster Klasse 3 ) 

Konsul x ) 

Kustos x ) 

Legationsrat *) 

Militärpfarrer *) 4 ) 

Oberamtsrat 
Obersteuerrat 
Oberzollrat 
Postbaurat x ) 

Postoberamtsrat 
Postoberbauamtsrat 
Postrat x ) 

Regierungsapotheker x ) 
Regierungsbaurat x ) 
Regierungsfischereirat x ) 
Regierungsgeologe 
Regierungsgewerberat x ) 
Regierungskriminalrat 
Regierungslandwirtschaftsrat x ) 
Regierungsmedizinalrat *) 
Regierungsoberamtsrat 
Regierungsoberbauamtsrat 
Regierungsrat x ) 
Regierungsvermessungsrat x ) 


Besoldungsgruppe 13 
1634 bis 2170 DM 

Ortszuschlag: I b 

Regierungsveterinärrat x ) 
Seehauptkapitän 3 ) 

Studienrat x ) 

Technischer Bundesbahnoberamtsrat 
Technischer Fernmeldeoberamtsrat 
Technischer Postoberamtsrat 
Technischer Regierungsoberamtsrat 
Verwaltungsoberamtsrat 
Verwaltungsrat x ) 

Wissenschaftlicher Rat x ) 

Stabsarzt im Bundesgrenzschutz 

Stabsapotheker 

Stabsarzt 

Stabsveterinär 

Mittelbarer Bundesdienst 

Archivoberamtsrat 
Archivrat x ) 

Bundesbankoberamtsrat 
Bundesbankrat x ) 
Bibliotheksoberamtsrat 
Bibliotheksrat x ) 

Kustos x ) 

Medizinalrat x ) 
Verwaltungsapotheker x ) 
Verwaltungsbaurat x ) 
Verwaltungsoberamtsrat 
Verwaltungsrat x ) 

Wissenschaftlicher Rat x ) 


x ) Für die Dauer der Probezeit bis zur Verleihung des 
Eingangsamtes. 

2 ) Erhält als Fachvorsteher nach Maßgabe des Haushalts- 
planes eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 
150 DM. 

3 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12. 

4 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14. 
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Unmittelbarer Bundesdienst 

Bibliotheksoberrat 
Bundesbahnoberrat 
Fachs chulrektor 
Konsul Erster Klasse 
Legationsrat Erster Klasse x ) 
Militärpfärrer 2 ) 

Oberarchivrat 

Oberbergrat 

Oberforstmeister 

Oberpostbaurat 

Oberpostrat 

Oberregierungsapotheker 

Oberregierungsbaurat 

Oberregierungsgeologe 

Oberregierungsgewerberat 

Oberregierungskriminalrat 

Oberregierungslandwirtschaftsrat 

Oberregierungsmedizinalrat 

Oberregierungsrat 

Oberregierungsvermessungsrat 

Oberregierungsveterinärrat 

Oberstudienrat 

Schulrat 

Verwaltungsoberrat 


Besoldungsgruppe 14 
1797 bis 2501 DM 

Ortszuschlag: I b 

Wissenschaftlicher Oberrat 
Major im Bundesgrenzschutz 
Oberstabsarzt im Bundesgrenzschutz 
Korvettenkapitän im Bundes grenz schütz 
Major 

Korvettenkapitän 

Oberstabsapotheker 

Oberstabsarzt 

Oberstabsveterinär 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankoberrat 

Biblotheksoberrat 

Medizinaloberrat 

Museumsdirektor 

Oberarchivrat 

Oberkustos 

Verwaltungsoberapotheker 
Verwaltungsoberbaurat 
Verwaltungsoberrat 
Wissenschaftlicher Oberrat 


J ) Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

2 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13. 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Archivdirektor 

Bibliotheksdirektor 

Botschaftsrat *) 

Bundesbahndirektor 

Direktor der Bundeshauptkasse 

Landforstmeister 

Militärdekan 2 ) 

Oberpostdirektor 

Oberstudiendirektor 2 ) 3 ) 

Regierungsbaudirektor 

Regierungsdirektor 

Regierungsgewerbedirektor 

Regierungskriminaldirektor 

Regierungsmedizinaldirektor 

Regierungsvermessungsdirektor 

Studiendirektor 


Besoldungsgruppe 15 
1968 bis 2832 DM 

Ortszuschlag: I b 

V erwaltungsdirektor 
Vortragender Legationsrat 
Wissenschaftlicher Direktor 
Zweiter Direktor 

beim Deutschen Archäologischen Institut 
Zweiter Direktor Römisch-Germanischen Kommission 
in Frankfurt (Main) 

Oberstleutnant im Bundesgrenzschutz 

Fregattenkapitän im Bundesgrenzschutz 

Oberfeldarzt im Bundesgrenzschutz 

Oberstleutnant 

Fregattenkapitän 

Oberfeldapotheker 

Flotillenapotheker 

Oberfeldarzt 

Flotillenarzt 

Oberfeldveterinär 
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Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankdirektor 4 ) 
Bibliotheksdirektor 

Hauptkustos bei den Staatlichen Museen 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 5 ) 
Medizinaldirektor 
Museumsdirektor und Professor 2 ) 
Verwaltungsapothekerdirektor 
Verwaltungsbaudirektor 


V erwaltungsdirektor 
Wissenschaftlicher Direktor 

x ) Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

2 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16. 

3 ) Erhält eine Amtszulage von 220 DM. 

4 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 5, 
B 6, B 9. 

5 ) Nur in Stellen von besonderer Bedeutung. 


Besoldungsgruppe 16 
2191 bis 3163 DM 

Ortszuschlag: I b 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Abteilungspräsident 
Botschaftsrat Erster Klasse 4 ) 

Direktor bei der Landesversicherungsanstalt 

Oldenburg-Bremen (als Mitglied der Geschäfts- 
führung) 

Direktor des Bundesamtes für Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge 
Direktor des Luftfahrt-Bundesamtes 
Direktor einer Erprobungsstelle 2 ) 

Generalkonsul 3 ) 

Leitender Archivdirektor 
Leitender Bundesbahndirektor 
Leitender Oberpostdirektor 
Leitender Regierungsbaudirektor 
Leitender Regierungsdirektor 
Leitender Regierungskriminaldirektor 
Leitender Regierungsmedizinaldirektor 
Leitender Regierungsvermessungsdirektor 
Leitender Verwaltungsdirektor 
Militärdekan 4 ) 

Oberschulrat 
Oberstudiendirektor 4 ) 

Oberst im Bundesgrenzschutz 
Oberstarzt im Bundesgrenzschutz 
Oberst 

Kapitän zur See 

Oberstapotheker 

Flottenapotheker 


Oberstarzt 

Flottenarzt 

Oberstveterinär 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankdirektor 5 ) 

Direktor bei der Deutschen Bibliothek 
Direktor des Geheimen Staatsarchivs der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz 

Direktor des Ibero-Amerikanischen Instituts der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
Direktor des Staatlichen Instituts für Musikforschung 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
Leitender Bibliotheksdirektor bei der Staats- 
bibliothek der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 6 ) 
Leitender Medizinaldirektor 
Leitender Verwaltungsbaudirektor 
Leitender Verwaltungsdirektor 
Museumsdirektor und Professor 4 ) 


J ) Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

2 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4. 
s ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4, B 6. 

4 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15. 

5 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, B 3, B 5, 
B 6, B 9. 

6 ) Als Leiter von Abteilungen mit besonderer Bedeutung. 


Besoldungsordnung B 

Feste Gehälter 

Besoldungsgruppe 1 
2795 DM 

Ortszuschlag: I b 

Unmittelbarer Bundesdienst 

Direktor und Professor *) 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 2. 
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Besoldungsgruppe 2 
3315 DM 

Ortsklasse: I b 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Abteilungspräsident 

— als Leiter großer oder bedeutender Abtei- 
lungen bei Mittel- und Oberbehörden — 

Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung 

— als Leiter großer oder bedeutender Unter- 
abteilungen — 

Direktor des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge 
Direktor und Professor *) 

Leitender Direktor und Professor 2 ) 

Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof 
Oberstaatsanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 
Stellvertretender Bundesdisziplinaranwalt 
Stellvertretender Bundeswehrdisziplinaranwalt 
Vizepräsident der Bundesanstalt 
für gesamtdeutsche Aufgaben 
Vizepräsident des Bundesbahn-Sozialamtes 3 ) 


Mittelbarer Bundesdienst 

Abteilungspräsident 

— als Leiter großer oder bedeutender Abteilun- 
gen — 

Direktor bei der Hauptstelle der Bundesanstalt für 
Arbeit 

— als Leiter großer oder bedeutender Abteilun- 
gen — 

Direktor bei der Staatsbibliothek der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz 4 ) 

Vizepräsident der Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr 

Vizepräsident eines Landesarbeitsamtes (wenn der 
Präsident der Besoldungsgruppe B 5 angehört) 3 ) 


J ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 1. 

2 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4. 

3 ) Als ständiger Vertreter des Präsidenten und Leiter 
einer Abteilung. 

4 ) Als ständiger Vertreter des Generaldirektors und Lei- 
ter einer Abteilung. 


Besoldungsgruppe 3 
3468 DM 

Ortszuschlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Abteilungspräsident 

— nur als Leiter besonders großen und bedeuten- 
der Abteilungen bei Mittel- und Oberbehör- 
den — 

Botschafter *) 

Direktor bei der Bundesschuldenverwaltung 
Direktor beim Bundesamt für Verfassungsschutz 
Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung 

— nur als Leiter besonders großer und bedeu- 
tender Unterabteilungen — 

Direktor beim Bundesausgleichsamt 
Direktor beim Bundesbeauftragten für den Stein- 
kohlenbergbau und die Steinkohlenbergbaugebiete 
Direktor beim Bundeskartellamt 
Direktor beim Statistischen Bundesamt 
Direktor der Bundesstelle für Außenhandels- 
information 

Direktor der Musterprüfstelle der Bundeswehr für 
Luftfahrtgerät 

Direktor des Bundesmonopolamtes für Branntwein 
Direktor einer Erprobungsstelle 2 ) 

Direktor eines Marinearsenals 2a ) 

Direktor im Bundesnachrichtendienst 3 ) 


Direktor im Geophysikalischen Beratungsdienst der 
Bundeswehr 
Generalkonsul 4 ) 

Gesandter 5 ) 

Geschäftsführender Direktor des Bundesinstitutes 
für ostwissenschaftliche und internationale Stu- 
dien 

Leitender Direktor und Professor 6 ) 

Ministerialrat 7 ) 

Oberlandforstmeister 7 ) 

Präsident der Bundesanstalt für Gewässerkunde 
Präsident der Bundesanstalt für Wasserbau 
Präsident einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 9 ) 
Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds beim 
Bundesverwaltungsgericht 
Vizepräsident des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungsschutz 
Vizepräsident des Posttechnischen Zentralamtes 10 ) 
Vizepräsident einer Bundesbahndirektion (wenn der 
Präsident der Besoldungsgruppe B 6 angehört) 10 ) 
Vizepräsident einer Oberpostdirektion (wenn der 
Präsident der Besoldungsgruppe B 6 angehört) 10 ) 
Vortragender Legationsrat Erster Klasse 7 ) 

Oberst im Bundesgrenzschutz n ) 

Oberst n ) 

Kapitän zur See n ) 

Oberstapotheker n ) 
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Flottenapotheker n ) 

Oberstarzt n ) 

Flottenarzt n ) 

Oberstveterinär n ) 

Mittelbarer Bundesdienst 

Abteilungspräsident 

— nur als Leiter besonders großer und bedeu- 
tender Abteilungen — 

Bundesbankdirektor 12 ) 

Direktor bei der Bundesknappschaft (als Mitglied der 
Geschäftsführung) 

Direktor bei der Hauptstelle der Bundesanstalt für 
Arbeit 

— nur als Leiter besonders großer und bedeu- 
tender Unterabteilungen — 

Direktor bei der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

— (als Stellvertreter des Kurators) — 
Generaldirektor der Deutschen Bibliothek 
Vizepräsident eines Landesarbeitsamtes 

(wenn der Präsident der Besoldungsgruppe B 6 
angehört) 10 ) 


*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 4, B 6 f B 9. 

2 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 4. 

2a ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 4. 

3 ) Ist berechtigt, nach Bestimmung des Bundeskanzlers 
eine für Grundämter oder gleichwertige Ämter vorge- 
sehene Amtsbezeichnung zu führen. 

4 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 4, B 6. 

5 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 4, B 6. 

6 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 4. 

7 ) Als Referent bei einer obersten Bundesbehörde oder 
bei der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
mit vollwertigem Referatsbereich. 

8 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 6, B 7. 

9 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 5. 

10 ) Als ständiger Vertreter des Präsidenten und Leiter 
einer Abteilung. 

n ) a) Im Ministerium als Referent mit vollwertigem Re- 
feratsbereich, 

b) außerhalb des Ministeriums auf herausgehobenen 
Dienstposten nach Maßgabe des Haushaltplans, 

höchstens v. H. der Gesamtzahl der für diese 

Dienstgrade ausgebrachten Planstellen. 

12 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, 
B 5, B 6, B 9. 


Besoldungsgruppe 4 
3699 DM 

Ortszu schlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Botschafter 1 a ) 

Direktor der Bundeszentrale für politische Bildung 
Direktor des Institutes für angewandte Geodäsie 
Direktor einer Erprobungsstelle *) 

Direktor eines Marinearsenals 2 ) 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen 
Institutes in Paris 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen 
Institutes in Rom 

Erster Direktor bei der Landesversicherungsanstalt 
Oldenburg-Bremen (als Vorsitzender der Geschäfts- 
führung) 

Erster Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung 

Erster Direktor und Professor beim Bundesgesund- 
heitsamt 

Erster Direktor und Professor beim Deutschen 
Archäologischen Institut 
Erster Direktor und Professor der Römisch- 

Germanischen Kommission in Frankfurt (Main) 
Finanzpräsident 
Generalkonsul 2 a ) 

Gesandter 2 b ) 

Leitender Direktor und Professor 3 ) 

Leitender Ministerialrat 4 ) 

Leitender Ministerialrat als Mitglied des Bundes- 
rechnungshofes 

Präsident der Bundesbaudirektion 
Präsident der Bundesforschungsanstalt für Landes- 
kunde und Raumordnung 
Präsident der Bundesstelle für Entwicklungshilfe 
Präsident der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung 

Präsident des Bundesarchivs 


Präsident des Bundessortenamtes 
Präsident des Bundessprachenamtes 
Präsident des Deutschen Instituts für medizinische 
Dokumentation und Information 
Präsident des Kraftfahrt-Bundesamtes 
Präsident des Sozialamtes der Deutschen Bundespost 
Präsident einer Oberpostdirektion 5 ) 

Präsident und Professor der Bundesforschungsanstalt 
für Viruskrankheiten der Tiere 
Vizepräsident der Bundesschuldenverwaltung 
Vizepräsident des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungs- und Bausparwesen 
Vizepräsident des Bundeskartellamtes G ) 
Vizepräsident des Bundeskriminal amtes 
Vizepräsident des Bundesversicherungsamtes 
Vizepräsident des Bundeswehrverwaltungsamtes 
Vizepräsident des Deutschen Patentamtes 
Vizepräsident des Fernmeldetechnischen 
Zentralamtes 

Vizepräsident des Statistischen Bundesamtes 
Vizepräsident einer Bundesbahndirektion (wenn der 
Präsident der Besoldungsgruppe B 7 angehört) 7 ) 

la ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6, B 9. 

*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3. 

2 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 3. 

2a ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 6. 

3 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3. 

4 ) Nur auf besonderen Dienstposten, für die der Haus- 
haltsplan eine Planstelle ausweist. 

5 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 6, B 7. 

6 ) Der am 31. Dezember 1962 im Amt befindliche Beamte 
erhält für seine Person das Grundgehalt der Besol- 
dungsgruppe B 5. 

7 ) Als ständiger Vertreter des Präsidenten und Leiter 
einer Abteilung. 

2b ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6. 
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Vizepräsident einer Oberpostdirektion (wenn der 
Präsident der Besoldungsgruppe B 7 angehört) 7 ) 
Vizepräsident einer Wehrbereichsverwaltung 7 ) 
Vizepräsident eines Bundesbahn-Zentralamtes 7 ) 
Vizepräsident und Professor der Bundesanstalt der 
Materialprüfung 

Vizepräsident und Professor der Physikalisch- 
Technischen Bundesanstalt 


Vizepräsident und Professor des Bundes- 
gesundheitsamtes 

Mittelbarer Bundesdienst 

Direktor des Bundesverbandes für den Selbstschutz 
(als Geschäftsführendes Vorstandsmitglied) 
Vizepräsident eines Landesarbeitsamtes (wenn der 
Präsident der Besoldungsgruppe B 7 angehört) 7 ) 


Besoldungsgruppe 5 
3963 DM 

Ortszuschlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Direktor beim Bundesverfassungsgericht 
Direktor der Akademie für Wehrverwaltung 
und Wehrtechnik 

Erster Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung 4 ) 

Inspekteur der Bereitschaftspolizeien der Länder 
Präsident der Akademie für zivile Verteidigung 
Präsident der Bundesanstalt für gesamtdeutsche 
Aufgaben 

Präsident des Bundesbahn-Sozialamtes 


x ) Nur für den Chefingenieur. 

2 ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 3. 

3 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, 
B 6, B 9. 

4 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 6, B 7. 


Präsident des Oberprüfungsamtes für die höheren 
technischen Verwaltungsbeamten 

Präsident einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 2 ) 

Präsident und Professor der Bundesanstalt 
für Straßenwesen 

Präsident und Professor des Deutschen 
Hydrographischen Institutes 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankdirektor 3 ) 

Generaldirektor der Staatsbibliothek der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz 

Generaldirektor und Professor der Staatlichen 
Museen der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

Oberdirektor bei der Hauptstelle der Bundesanstalt 
für Arbeit 

Präsident eines Landesarbeitsamtes 4 ) 


Besoldungsgruppe 6 
4243 DM 

Ortszuschlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Botschafter *) 

Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
Bundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 
Bundesdisziplinaranwalt 
Bundeswehrdisziplinaranwalt 
Direktor beim Bundesrechnungshof 
Direktor und Professor des wissentschaftlichen Insti- 
tutes für Erziehung und Bildung in den Streit- 
kräften 2 ) 

Erster Direktor im Bundesnachrichtendienst 3 ) 
Generalkonsul 4 ) 

Gesandter 5 ) 

Militärgeneraldekan 
Militärgeneralvikar 
Ministerialdirigent 6 ) 

Präsident der Bundesanstalt für Flugsicherung 
Präsident der Bundesdruckerei 
Präsident der Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein 

Präsident des Bundesamtes für Ernährung 
und Forstwirtschaft 


Präsident des Bundesamtes für gewerbliche 
Wirtschaft 

Präsident des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz 
Präsident des Bundesverwaltungsamtes 
Präsident des Deutschen Wetterdienstes 
Präsident des Posttechnischen Zentralamtes 
Präsident einer Bundesbahndirektion 7 ) 

Präsident einer Oberpostdirektion 8 ) 

Präsident und Professor der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft 
Präsident und Professor des Deutschen 
Archäologischen Institutes 
Vizepräsident des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz 
Vizepräsident des Bundesausgleichsamtes 
Vizepräsident des Bundesnachrichtendienstes 
Brigadegeneral im Bundesgrenzschutz 
Brigadegeneral 
Flotillenadmiral 
General apotheker 
Generalarzt 
Admiralarzt 
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Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankdirektor 9 ) 

Direktor bei der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte (als Mitglied der Geschäftsführung) 
Erster Direktor bei der Bundesknappschaft 
(als Vorsitzender der Geschäftsführung) 

Präsident der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr 

Präsident eines Landesarbeitsamtes 10 ) 


*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4, B 9. 

2 ) Der erste in die Stelle eingewiesene Beamte erhält das 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 7. 


3 ) Ist berechtigt, nach Bestimmung des Bundeskanzlers 
eine für Grundämter oder gleichwertige Ämter vorge- 
sehene Amtsbezeichnung zu führen. 

4 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 4. 

5 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4. 

6 ) Erhält für die Dauer der Wahrnehmung des Amtes des 
ständigen Vertreters des Leiters der Personalabteilung 
im Bundesministerium der Verteidigung ein Grundge- 
halt in Höhe des Grundgehalts der Besoldungsgruppe 
B 7. 

7 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 7. 

8 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 4, B 7. 

9 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, 
B 5, B 9. 

10 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 7. 


Besoldungsgruppe 7 
4494 DM 

Ortszuschlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Oberfinanzpräsident 

Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen 

Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungs- und Bausparwesen 
Präsident des Bundeskriminalamtes 
Präsident des Bundesversicherungsamtes 
Präsident des Bundeswehrverwaltungsamtes 
Präsident des Fernmeldetechnischen Zentralamtes 
Präsident einer Bundesbahndirektion *) 

Präsident einer Oberpostdirektion 2 ) 

Präsident einer Wehrbereichsverwaltung 
Präsident eines Bundesbahn-Zentralamtes 
Präsident und Professor der Bundesanstalt 
für Bodenforschung 

Präsident und Professor der Bundesanstalt 
für Materialprüfung 


Vizepräsident des Bundesamtes für Wehrtechnik 
und Beschaffung 

Generalmajor im Bundesgrenzschutz 3 ) 

Generalmajor 

Konteradmiral 

Generalstabsarzt 

Admiralstabsarzt 

Mittelbarer Bundesdienst 

Präsident der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte (als Vorsitzender der Geschäftsführung) 
Präsident eines Landesarbeitsamtes 4 ) 


J ) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 6. 

2 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 4, B 6. 

3 ) Als Inspekteur des Bundesgrenzschutzes. 

4 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 6. 


Besoldungsgruppe 8 
4749 DM 

Ortszuschlag: I a 

Präsident und Professor des Bundesgesundheits- 
amtes 

Mittelbarer Bundesdienst 

Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz (als 
Kurator) 

Vizepräsident der Bundesanstalt für Arbeit 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 
Präsident der Bundesschuldenverwaltung 
Präsident des Bundeskartellamtes 
Präsident des Deutschen Patentamtes 
Präsident des Statistischen Bundesamtes 
Präsident und Professor der Physikalisch- 
Technischen Bundesanstalt 
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Besoldungsgruppe 9 
5066 DM 

Ortszuschlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Botschafter *) 

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
Ministerialdirektor 

Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Präsident des Bundesamtes für Wehrtechnik und 
Beschaffung 

Präsident des Bundesausgleichsamtes 2 ) 

Präsident des Bundesnachrichtendienstes 2 ) 

Präsident des Hauptprüfungsamtes für die Deutsche 
Bundesbahn 

Vizepräsident des Bundesrechnungshofes 

Generalleutnant 

Vizeadmiral 


Generaloberstabsarzt 

Admiraloberstabsarzt 

Mittelbarer Bundesdienst 

Bundesbankdirektor 4 ) 


*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4, B 6. 

2 ) Der am 30. Juni 1968 im Amt befindliche Beamte er- 
hält für seine Person eine Amtszulage von 420 DM. 

3 ) Der am 1. April 1969 im Amt befindliche Beamte er- 
hält für seine Person eine nichtruhegehaltfähige Zu- 
lage von 560 DM. Die Zulage verringert sich um jede 
weitere Erhöhung des Grundgehalts. 

4 ) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3. 
B 5, B 6. 


Besoldungsgruppe 10 
6051 DM 

Ortszuschlag: I a 


Unmittelbarer Bundesdienst 

Direktor beim Deutschen Bundestag 
Direktor des Bundesrates 
Ministerialdirektor 

— als Leiter der beiden Hauptabteilungen im 
Bundesministerium der Verteidigung — 
Stellvertretender Bundespressechef 


General x ) 

Admiral 

Mittelbarer Bundesdienst 

Präsident der Bundesanstalt für Arbeit *) 

*) Erhält als Generalinspekteur der Bundeswehr eine 
Amtszulage von 300 DM. 


Besoldungsgruppe 11 
6666 DM 

Ortszuschlag: I a 

Unmittelbarer Bundesdienst 

Erster Präsident der Deutschen Bundesbahn 
(als Vorsitzer des Vorstandes) 

Präsident der Deutschen Bundesbahn 
(als Mitglied des Vorstandes) 

Präsident des Bundesrechnungshofes 
Staatssekretär 
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Anlage 1 


Grundgehaltssätze in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 


Besol- 

dungs- 

gruppe 

Orts- 

zusdilag 

Tarif- 

klasse 

21. 

23. 

25. 

27. 

29. 

31 

Nach vollendetem 

33. 35. 37. 39. 

Lebensjahr 

41. 

43. 

45. 

47. 

Stufen- 

betrag 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 ! 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

Besoldungsordnung A 
















A 

1 


453 

473 

493 

513 

533 

553 

573 

593 

613 







20 

A 

2 


488 

509 

530 

551 

572 

593 

614 

635 

656 

677 






21 

A 

3 


535 

558 

581 

604 

627 

650 

673 

696 

719 

742 






23 

A 

4 

II 

563 

590 

617 

644 

671 

698 

725 

752 

779 

806 






27 

A 

5 



654 

681 

708 

735 

762 

789 

816 

843 

870 






27 

A 

6 



699 

731 

763 

795 

827 

859 

891 

923 

955 

987 





32 

A 

7 



753 

788 

823 

858 

893 

928 

963 

998 

1033 

1068 

1103 




35 

A 

8 



850 

887 

924 

961 

998 

1035 

1072 

1109 

1146 

1183 

1220 




37 

A 

9 




1003 

1040 

1077 

1114 

1151 

1188 

1225 

1262 

1299 

1336 




37 

A 

10 

Ic 



1140 

1185 

1230 

1275 

1320 

1365 

1410 

1455 

1500 

1545 




45 

A 

11 




1253 

1303 

1353 

1403 

1453 

1503 

1553 

1603 

1653 

1703 

1753 



50 

A 

12 




1362 

1422 

1482 

1542 

1602 

1662 

1722 

1782 

1842 

1902 

1962 



60 

A 

13 






1634 

1701 

1768 

1835 

1902 

1969 

2036 

2103 

2170 



67 

A 

14 

Ib 





1797 

1885 

1973 

2061 

2149 

2237 

2325 

2413 

2501 



88 

A 

15 






1968 

2064 2160 

2256 

2352 

2448 

2544 

2640 

2736 

2832 


96 

A 

16 






2191 

2299 2407 

2515 

2623 

2731 

2839 

2947 

3055 

3163 


108 


Besoldungsordnung B 

B 1 2795 

B 2 Ib 3315 

B 3 3468 

B 4 3699 

B 5 3963 

B 6 4249 

B 7 4494 

B 8 I a 4749 

B- 9 5066 

B 10 6051 

B 11 6606 


24 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1573 


Anhang 

zur Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 


Stellenzulagen, 

soweit sie nicht in Fußnoten zu den Besoldungsgruppen 
ausgebradit sind 


1. Beamte und Soldaten der Besoldungsgruppen A 9 
bis A 12, bei denen neben der Laufbahnprüfung 
die Abschlußprüfung einer höheren technischen 
Lehranstalt vorgeschrieben ist, erhalten eine 
ruhegehaltfähige Stellenzulage von 70 Deutsche 
Mark, wenn während des Besuchs der höheren 
technischen Lehranstalt keine Dienstbezüge ge- 
zahlt wurden. 

2. Beamte des gehobenen Dienstes und Soldaten in 
den Besoldungsgruppe A 9 bis All erhalten im 
Flugsicherungskontrolldienst eine ruhegehalt- 
fähige Stellenzulage von 62 Deutsche Mark 
monatlich. 


3. Beamte erhalten für die Dauer der Verwendung 
bei obersten Bundesbehörden, obersten Gerichts- 
höfen des Bundes oder der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn eine nichtruhegehalt- 
fähige Stellenzulage. Die Zulage beträgt 12,5 v.H. 


des Endgrundgehalts/ 
Grundgehalts 
der Besoldungsgruppe 


bei Beamten 
der Besoldungsgruppen 


A 5 

A 1 bis A 5 

A 9 

A 6 bis A 9 

A 13 

A 10 bis A 13 

A 15 

A 14, A 15, B 


A 16 


B 2 bis B 4 

B 6 

B 5 bis B 7 

B 9 

B 8 bis B 10 

B 11 

B 11 


Diese Regelung gilt auch für Soldaten für die 
Dauer der Verwendung bei einer obersten Bun- 
behörde. 

Nähere Vorschriften zur Durchführung erläßt der 
Bundesminister des Innern. 

4. Soldaten der Besoldungsgruppen A 5 bis A 16 und 
Beamte im Erprobungs- und Abnahmeflugdienst 
erhalten als Flugzeugführer mit der Erlaubnis 
zum Führen von Strahlflugzeugen und bei ent- 
sprechender Verwendung eine Stellenzulage in 
Höhe von monatlich 250 Deutsche Mark. Diese 
Zulage wird auch nach Beendigung dieser Ver- 
wendung gewährt 

a) nach mindestens fünfjähriger Verwendung als 
Strahlflugzeugführer oder 

b) nach einem bei dieser Verwendung erlittenen 
Dienstunfall im Flugdienst oder einer durch 
die Besonderheiten dieser Verwendung be- 
dingten gesundheitlichen Schädigung, die eine 
weitere Verwendung als Strahlflugzeugführer 
ausschließen, 

und zwar für die ersten fünf Jahre in voller Höhe 
und sodann in Höhe von monatlich 125 Deutsche 
Mark. Die Zulage ist ruhegehaltfähig, während 
der ersten fünf Jahre der Verwendung als Strahl- 
flugzeugführer jedoch nur bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses durch Tod oder Dienst- 
unfähigkeit, wenn sie infolge eines durch die 
Verwendung als Strahlflugzeugführer erlittenen 
Dienstunfalles oder infolge einer durch die Be- 
sonderheiten dieser Verwendung bedingten ge- 
sundheitlichen Schädigung eingetreten sind. 
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Anlage 2 — des 3. BesNG — 


Zulagen, 

die nach § 58 in den Ländern vorgesehen werden können 


(1) Grundsatz 

Amtszulagen und Stellenzulagen sind so zu bemes- 
sen, daß 75 vom Hundert des Unterschiedes zwi- 
schen den in Betracht kommenden Grundgehaltssät- 
zen der maßgebenden Besoldungsgruppe und denen 
der nächsthöheren Besoldungsgruppe im Sinne des 
§ 5 Abs. 3 nicht überschritten werden. 

(2) Zusammenstellung 

1. Justiz 

1.1 Beamte im Strafvollzugsdienst (auch als 
Krankenpfleger) 

1.2 Erste Staatsanwälte 

— in Leitungsfunktionen — 
Oberstaatsanwälte 

als Behördenleiter oder als ständige 

Vertreter der Behördenleiter von 
Staatsanwaltschaften beim Landgericht 
mit unterstellten Oberstaatsanwälten 
als Abteilungsleiter — 

2. Technik 

Beamte bei überwiegender Verwendung im Be- 
reich der Ablaufplanung und Programmierung 
von Arbeitsverfahren unter Einsatz von elek- 
tronischen Datenverarbeitungsmaschinen und 
Systemprogrammen. 

3. Soziales, Gesundheit 
Beamte im Pflegedienst 

in Psychiatrischen Krankenhäusern oder psy- 
chiatrischen Abteilungen oder Stationen, 

bei ständiger Beschäftigung in Infektions- oder 
Tuberkuloseabteilungen/-stationen. 

4. Kultus 

Lehrkräfte, deren Tätigkeit sich aus den ihrer 
Ausbildung entsprechenden Aufgaben durch eine 
der folgenden ständig übertragenen Funktionen 
heraushebt, soweit dies nicht schon durch die 
Einstufung berücksichtigt ist: 


4.1 als alleinstehende oder Erste Lehrer oder in 
entsprechender Funktion 

4.2 Unterricht an einer höheren Schulform oder 
an einer Schulform mit zusätzlichen Anforde- 
rungen 

4.3 als Vertreter von Schulleitern oder als Schul- 
leiter, soweit nicht in der nächsthöheren 
rahmenrechtlich zugelassenen Besoldungsr 
gruppe (§ 53 Abs. 5 Halbsatz 2), oder an 
Gymnasien oder berufsbildenden Schulen als 
Abteilungsleiter oder Fachvorsteher 

4.4 im Strafvollzugsdienst 

4.5 besondere Aufgaben im Rahmen der Lehrer- 
ausbildung oder Lehrerfortbildung, insbe- 
sondere an Ausbildungsklassen oder als Se- 
minarleiter oder in entsprechender Tätig- 
keit sowie als Fachberater 

4.6 besondere Aufgaben bei Schul- oder Modell- 
versuchen oder bei neuen Schulformen. 

5. Innere Sicherheit 

5.1 Polizeivollzugsbeamte, deren Tätigkeit sich 
aus den ihrer Aussbildung entsprechenden 
Aufgaben durch eine der folgenden Funk- 
tionen heraushebt: 

a) während einer Taucherausbildung und im 
Taucheinsatz, 

b) als Fachlehrer, 

c) als Fahrlehrer 

— Zulagen / Zuwendungen für Beamte im 
Posten- und Streifendienst sowie im Flug- 
dienst sollen als Aufwandsentschädigun- 
gen gewährt werden — 

5.2 Beamte beim Räumen und Vernichten von 
Munition 

5.3 Zulagen an Beamte des Verfassungsschutzes 
sollen als Aufwandsentschädigungen ge- 
währt werden. 
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Anlage 3 

(Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes) 


Ortszuschlag 


Tarif- 

klasse 

Zu der Tarifklasse 
gehörende 
Besoldungsgruppen 

Orts- 

klasse 

Stufe 3 
(bei einem 

Stufe 1 Stufe 2 kinder- 

zuschlags- 
bereditigten 
Kind) 

Monatsbeträge in DM 

I a 

B 3 bis B 11 

S 

324 

401 

446 



A 

303 

380 

425 

Ib 

B 1 und B 2 

S 

261 

338 

383 


A 13 bis A 16 

A 

245 

322 

367 

Ic 

A 9 bis A 12 

S 

222 

299 

344 



A 

216 

293 

338 

II 

A 1 bis A 8 

S 

202 

279 

324 



A 

196 

273 

318 


Bei mehr als einem kinderzuschlagsberechtigenden Kind erhöht sich der Ortszu- 
schlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind, und zwar 

für das zweite bis zum fünften Kind um je 52 DM, 

für das sechste und die weiteren Kinder um je 63 DM. 


Ortszuschlag 

Halbierung des Unterschiedes A/S; 

Anhebung der Differenzen Stufe 1/Stufe 2 auf einheitlich 77 DM; 
Erhöhung der Kinderanteile um je 5 DM 


Tarif- 

Zu der Tarifklasse 

Orts- 


Stufe 1 


Stufe 2 


Stufe 3 

(bei einem kinder- 
zuschlagsb erechtigten 
Kind) 

klasse 

gehörende BesGr. 

klasse 

Monatsbeträge in DM 




nach 

7. BesÄndG 

neu 

Mehr 

nach 

7. BesÄndG 

neu 

Mehr 

nach 

7. BesÄndG 

neu 

Ia 

B 3 bis B 11 

S 

324 

324 


401 

401 


441 

446 



A 

282 

303 

21 

353 

380 

27 

393 

425 

Ib 

B 1 und B 2, 

S 

261 

261 


336 

338 

2 

376 

383 


A 13 bis A 16 

A 

228 

245 

17 

294 

322 

28 

334 

367 

Ic 

A 9 bis A 12 

S 

222 

222 


288 

299 

11 

328 

344 



A 

209 

216 

7 

269 

293 

24 

309 

338 

II 

Al bis A 8 

S 

202 

202 


268 

279 

11 

308 

324 



A 

189 

196 

7 

249 

273 

24 ! 

I 

289 

318 







für 2. 1 

3is 5. Kind je 

für 6. und weitere 
Kinder je 


Erhöhungsbetrag für weitere Kinder: 

nach 

7. BesÄndG 

1 

neu 

Mehr 

nach 

7. BesÄndG 

i 

neu 







47 

52 

5 ! 

58 

63 
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Anlage 4 

(Anlage III A des Bundesbesoldungsgesetzes) 

Besoldungsordnung R 

Vorbemerkungen 

1. Die Amtsbezeichnungen sind in den Besoldungsgruppen nach der 
Buchstabenfolge geordnet. 

2. Die Richterinnen führen die Amtsbezeichnung in der weiblichen 
Form. 

3. Die Grundgehaltssätze sind Monatsbeträge. Sie sind für alle Be- 
soldungsgruppen in einer Übersicht am Schluß dieser Anlage zu- 
sammengestellt. 

4. Die Amtsbezeichnung der Richter an den obersten Gerichtshöfen 
des Bundes besteht aus der in der jeweiligen Besoldungsgruppe 
bestimmten Grundamtsbezeichnung und einem Zusatz, der den 
Gerichtshof bezeichnet, an dem der Richter sein Richteramt inne- 
hat. 

5. Richter erhalten für die Dauer der Verwendung bei einem ober- 
sten Gerichtshof des Bundes oder bei einer obersten Bundes- 
behörde eine nichtruhegehaltfähige Stellenzulage. Die Zulage 
beträgt 12,5 v. H. 

des Endgrundgehalts/Grundgehalts bei Richtern in den 

der Besoldungsgruppe Besoldungsgruppen 


R 1 

R 1 


R 3 

R 2 

bis R 4 

R 6 

R 6 


R 9 

00 

P4 

und R 10. 


Besoldungsgruppe 1 

1788 — 1904 — 2020 — 2136 — 2252 — 2368 — 2484 — 2600 — 2716 — 2832 

Ortszuschlag: Ib 
V erwaltungsgerichtsrat 


Besoldungsgruppe 2 

2110 — 2227 — 2344 — 2461 — 2578 — 2695 — 2812 — 2929 — 3046 — 3163 

Ortszuschlag: Ib 

Senatsrat beim Bundespatentgericht 
Verwaltungsgerichtsdirektor 


Besoldungsgruppe 3 
3468 DM 

Ortszuschlag: I a 
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Präsident eines Truppendienstgerichts 
Senatspräsident beim Bundespatentgericht 
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Besoldungsgruppe 4 
3699 DM 

Ortszuschlag: I a 

Vizepräsident des Bundespatentgerichts 


Besoldungsgruppe 5 
3963 DM 

Ortszuschlag: I a 


Besoldungsgruppe 6 
4249 DM 

Ortszuschlag: I a 

Bundesrichter (bei den obersten Gerichtshöfen des 
Bundes) 


Besoldungsgruppe 7 
4494 DM 

Ortszuschlag: I a 


Besoldungsgruppe 8 
4749 DM 

Ortszuschlag: I a 

Präsident des Bundespatentgerichtes 
Senatspräsident (bei den obersten Gerichtshöfen des 
Bundes) 

Vizepräsident (bei den obersten Gerichtshöfen des 
Bundes) 


Besoldungsgruppe 9 
5066 DM 

Ortszuschlag: I a 


Besoldungsgruppe 10 
6394 DM 

Ortszuschlag: I a 

Präsident 

(bei den obersten Gerichtshöfen des Bundes) 
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Grundgehaltssätze der Besoldungsordnung R 


in Besoldungsgruppe 
RI 1 ) | R 2 

Nach vollendetem 

Ortszuschlag Tarifklasse: Ib 
Stufenbetrag: 116 | Stufenbetrag: 117 


29. 

1788 

2110 

31. 

1904 

2227 

33. 

2020 

2344 

35. 

2136 

2461 

37. 

2252 

2578 

39. 

2368 

2695 

41. 

2484 

2812 

43. 

2600 

2929 

45. 

2716 

3046 

47. 

Lebensjahr 

2832 

3163 


x ) Richter auf Probe erhalten ein um einen Stufenbetrag vermindertes Grund- 
gehalt 


R 3 

Ortszuschlag 

Tarifklasse 

3468 

R 4 


3699 

R 5 


3963 

R 6 

Ia 

4249 

R 7 


4494 

R 8 


4749 

R 9 


5066 

RIO 


6394 
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Anlage 5 

(Anlage III B des Bundesbesoldungsgesetzes) 


Ortszuschlag 







Stufe 3 

Tarif- 

klasse 

Zu der Tarifklasse 
gehörende 
Besoldungsgruppen 

Orts- 

klasse 

Stufe 1 

Stufe 2 

(bei einem 
kinder- 
zuschlags- 
bereditigten 
Kind) 




Monatsbeträge in DM 

Ia 

R3 bis R 10 

S 

324 

401 

446 



A 

303 

380 

425 

Ib 

R 1 und R 2 

S 

261 

338 

383 



A 

245 

322 

367 


Bei mehr als einem kinderzuschlagsberechtigenden Kind erhöht sich der Ortszu- 
schlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind, und zwar 

für das zweite bis zum fünften Kind um je 52 DM, 

für das sechste und die weiteren Kinder um je 63 DM. 
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Anlage 6 

(Anlage III C zum Bundesbesoldungsgesetz) 


Anwärterbezüge 

— Grundbetrag und Ortszuschlag — 



Grund- 

betrag 

Orts- 

klasse 

1 

Ortszuschlag 

Stufe 

1 2 ! 

3 

Einfacher Dienst 

340 

S 

152 

229 

274 



A 

147 

224 

269 

Mittlerer Dienst 

491 

S 

152 

229 

274 



A 

-Z&r 

147 

224 

269 

Nichttechnischer 

652 

s 

167 

244 

289 

gehobener Dienst 


A 

162 

239 

284 

Technischer gehobener Dienst 

903 

S 

167 

244 

289 



A 

162 

239 

284 

Nichttechnischer 

981 

S 

196 

273 

318 

höherer Dienst 


A 

184 

261 

306 

Technischer höherer Dienst 

1226 

S 

196 

273 

318 



A 

184 

261 

306 

Höherer auswärtiger Dienst 

1512 

S 

196 

273 

318 

und höherer Archivdienst 


A 

184 

261 

306 

Allgemeiner Kriminaldienst 

638 

S 

152 

229 

274 



A 

147 

224 

269 


Bei mehr als einem kinderzuschlagsbereditigenden Kind erhöht sich der Ortszu- 
schlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind, und zwar 

für 
für 


das zweite bis zum fünften Kind um je 52 DM, 

das sechste und die weiteren Kinder um je 63 DM. 
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Begründung 


I. 

Der von der Fraktion der CDU/CSU vorgelegte 
Antrag entspricht wörtlich dem Vorentwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungs- 
rechts nach dem Stand vom August 1970, so wie er 
vom Bundesminister des Innern mit der Besoldungs- 
kommission des Bundes und der Länder erarbeitet 
worden und den beteiligten Verbänden zur Stel- 
lungnahme zugeleitet worden ist. Die CDU/CSU- 
Fraktion reicht diesen Entwurf als eigenen Antrag 
ein, weil die Bemühungen des Bundesinnenmini- 
sters, seine Besoldungskonzeption zu verwirklichen, 
nicht zum Erfolg geführt haben. Die Entwicklung 
dieser Frage stellt sich folgendermaßen dar: 

Dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
liegt bereits seit Frühjahr 1970 der Entwurf eines 
vom Land Nordrhein-Westfalen im Bundesrat einge- 
brachten 7. Gesetzes zur Änderung des Besoldungs- 
gesetzes vor. Bei der Beratung dieses Gesetzes 
hatte der Innenausschuß in seiner Sitzung am 
29. April 1970 beschlossen, die weitere Beratung 
auszusetzen und den Bundesminister des Innern zu 
beauftragen, bis zum 1. Oktober 1970 eine Gesamt- 
konzeption für die Neuordnung des Besoldungs- 
rechts vorzulegen. Durch diesen Beschluß sollte er- 
reicht werden, daß die fortschreitende Auseinander- 
entwicklung des Besoldungsrechts in Bund und Län- 
dern eingedämmt wird und notwendige Auswir- 
kungen dieses nordrhein-westfälischen Gesetzent- 
wurfs auf andere Bereiche des öffentlichen Dienstes 
berücksichtigt werden. In der Sitzung des Innen- 
ausschusses am 17. September 1970 erklärte der 
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, 
Dr. Hartkopf, der vom Innenausschuß geäußerte 
Wunsch, möglichst bis zum 1. Oktober 1970 eine 
Gesamtkonzeption zu Besoldungsfragen vorzulegen, 
lasse sich nicht erfüllen, da es mit einem Bericht an 
den Innenausschuß und auch mit einer Formulie- 
rungshilfe nicht getan sei. Vielmehr sei es im Hin- 
blick auf die Bedeutung der zu lösenden Probleme 
sowie im Interesse einer sachgerechten Vorberei- 
tung und der sachdienlichen Zusammenarbeit mit 
den Ländern und den Gewerkschaften geboten, 
einen Gesetzentwurf im ordentlichen Gesetzge- 
bungsverfahren einzubringen. Nach der weiteren Er- 
klärung des Staatssekretärs Dr. Hartkopf, die 
Grundzüge des Entwurfs würden in Kürze mit den 
Ländern erörtert und voraussichtlich innerhalb einer 
Zeitspanne von acht Wochen Kabinettsreife erlan- 
gen, beschloß der Innenausschuß, die weitere Be- 
ratung des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs 
eines Siebenten Besoldungsänderungsgesetzes noch- 
mals, und zwar bis zum Jahresende, auszusetzen. 
Die Vorstellungen des Bundesministers des Innern 
für die Neuordnung des Besoldungsrechts fanden 
ihren Niederschlag in dem Vorentwurf eines Dritten 
Besoldungsneuregelungsgesetzes, der von der Be- 
soldungskommission des Bundes und der Länder 


unter der Verantwortung des Bundesinnenministers 
ausgearbeitet wurde. 

Dieser Vorentwurf ist ein von den Besoldungsfach- 
leuten des Bundes und der Länder ausgearbeitetes 
Gesamtkonzept, das die fortschreitende Auseinan- 
derentwicklung der Beamtenbesoldung in Bund und 
Ländern einfangen und die Grundlage für die in- 
zwischen von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Übertragung des Besoldungsrechts in die konkurrie- 
rende Gesetzgebung (Artikel 74 a GG) schaffen soll. 
Nachdem bereits die Grundzüge des Vorentwurfs 
vor der Sitzung des Innenausschusses am 17. Sep- 
tember 1970 durch Presseveröffentlichungen be- 
kanntgeworden waren, äußerte sich der Bundes- 
minister des Innern selbst gegenüber der Presse zu 
Einzelheiten des Vorentwurfs und leitete den Text 
den Spitzenorganisationen der Beamten zur Unter- 
richtung zu. Trotzdem gelang es nicht, innerhalb 
der Bundesregierung eine Einigung über die in dem 
Vorentwurf niedergelegte Neukonzeption für das 
Besoldungsrecht herbeizuführen. Der Bundesmini- 
ster des Innern distanzierte sich daraufhin von dem 
Vorentwurf, indem er ihn der Öffentlichkeit als 
„Denkmodell" charakterisierte. 

In der Sitzung des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages am 3. Dezember 1970 erläuterte Staats- 
sekretär Dr. Hartkopf die gegenwärtigen Vorstel- 
lungen des Bundesministers zur Neuregelung der 
Besoldung. Danach ist vorgesehen, Grundgehalt und 
Ortszuschlag vom 1. Januar 1971 ab linear um 7°/o 
zu erhöhen und darüber hinaus eine für alle Be- 
soldungsgruppen einheitliche Zulage von 27,— DM 
auf den Ortszuschlag zu gewähren. Weiterhin soll 
durch eine stufenweise Gewährung von Zulagen bis 
zum Jahr 1973 das Besoldungsniveau in Bund und 
Ländern angeglichen werden unter der Voraus- 
setzung, daß die Länder von der Gewährung wei- 
terer Zulagen in diesem Zeitraum absehen. Hiernach 
steht fest, daß der im Bundesministerium des Innern 
ausgearbeitete Entwurf eines Dritten Besoldungs- 
neuregelungsgesetzes von der Bundesregierung 
gegenwärtig nicht, sondern frühestens nach dem 
1. Januar 1973 vorgelegt werden wird. Dieses Be- 
soldungskonzept ist von den Vertretern der CDU/ 
CSU im Innenausschuß und auch von Mitgliedern 
der Regierungsfraktionen als unzulänglich bezeich- 
net worden, insbesondere auch, weil dabei der noch 
in Beratung befindliche Entwurf eines Siebenten 
Besoldungsänderungsgesetzes des Bundesrates un- 
berücksichtigt geblieben ist und die strukturellen 
Verbesserungen der Besoldung einzelner Beamten- 
gruppen, die zum Teil bereits konkrete Zusagen der 
Bundesregierung und der Fraktionen des Deutschen 
Bundestages erhalten haben (zum Beispiel die 
Rechtspfleger und die Polizeibeamten), nicht mit 
einbezogen wurden. Die Vertreter der CDU/CSU 
sahen sich deshalb nicht in der Lage, der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Änderung des 
Grundgesetzes zur Übertragung des Besoldungs- 
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rechts in die konkurrierende Gesetzgebung (Artikel 
74 a GG) zuzustimmen, da ein überzeugendes Ge- 
samtkonzept der Bundesregierung, wie sie von der 
neuen Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch ma- 
chen wird, nicht vorliegt. Die CDU/CSU-Fraktion 
tritt nach wie vor dafür ein, daß der Bund die 
konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit auf 
dem Gebiet des Besoldungsrechts bekommt Sie wird 
einer Änderung des Grundgesetzes jedoch nur zu- 
stimmen, wenn es gelingt, eine klare Besoldungs- 
konzeption zu erarbeiten. Selbst wenn man, wie es 
Staatssekretär Dr. Hartkopf in der Sitzung des In- 
nenausschusses am 3. Dezember 1970 formuliert hat, 
der Grundgesetzänderung nur diejenige Wirkung 
beimessen wollte, die „der Tätigkeit eines Feuer- 
wehrmannes" entspreche, würde dieses Ziel dann 
nicht erreicht werden, wenn der Bund von der ihm 
hiermit eingeräumten konkurrierenden Zuständig- 
keit keinen Gebrauch macht. 

Die CDU/CSU-Fraktion will mit der Einbringung 
des Vorentwurfs des Bundesministers des Innern 
erreichen, daß dieser Entwurf, der von Besoldungs- 
experten des Bundes und der Länder erarbeitet 
wurde und bei den Spitzenorganisationen der Beam- 
ten weitgehend Zustimmung gefunden hat, die 
Chance einer parlamentarischen Beratung erhält. 
Dieser Vorentwurf stellt ein in sich geschlossenes 
und folgerichtiges Konzept einer Neuordnung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern dar, das die 
Grundlage für eine einheitliche Besoldungsgesetz- 
gebung durch den Bund darstellen könnte. Im Rah- 
men der parlamentarischen Beratung des Entwurfs 
werden alle Einzelfragen sorgfältig überprüft wer- 
den müssen; hierbei wird sich wahrscheinlich die 
Notwendigkeit ergeben, in Einzelfragen zu einer 
anderen Regelung zu kommen als sie der Entwurf 
vorsieht. Zu den Punkten, die einer sorgfältigen 
Prüfung bedürfen, gehören zum Beispiel die vorge- 
sehenen strukturellen Verbesserungen oberhalb der 
Besoldungsgruppe B 3, die geplante Ausgestaltung 
der sogenannten Ministerialzulage und die Rege- 
lung einiger akuter Fragen in bestimmten Bereichen. 
Die CDU/CSU identifiziert sich nicht mit allen Ein- 
zelregelungen, wie sie der Entwurf vorsieht; den- 
noch hat sie sich entschlossen, den Vorentwurf des 
Bundesministeriums des Innern wörtlich als Antrag 
zu übernehmen, um eine breite Diskussion der in 
dem Entwurf angesprochenen Sachfragen zu ermög- 
lichen. Insgesamt hält die CDU/CSU-Fraktion die in 
dem Vorentwurf enthaltene Gesamtkonzeption für 
eine brauchbare Diskussionsgrundlage. 

Eine solche Neuregelung erfordert erhebliche finan- 
zielle Aufwendungen, die jedoch in Kauf genom- 
men werden müssen, wenn der öffentliche Dienst 
insgesamt funktionsfähig bleiben soll. Diese finan- 
ziellen Aufwendungen müssen unter Berücksichti- 
gung der haushalts- und konjunkturpolitischen Ge- 
gebenheiten in einem Stufenplan auf das jeweils 
vertretbare Maß verteilt werden. Die Festlegung 
des Stufenplans im einzelnen muß im Zuge der Aus- 
schußberatungen auch unter Berücksichtigung der 
vorgesehenen linearen Erhöhung vorgenommen 
werden. Aus diesem Grunde ist auch das Inkraft- 
treten des vorgelegten Entwurfs offengelassen wor- 
den. 


II. 

Die für den Vorentwurf vorgesehene amtliche Be- 
gründung hatte folgenden Wortlaut: 

„1. Ausgangslage und Anlaß der Vorlage: 

Das Zweite Besoldungsneuregelungsgesetz — 
2. BesNG — vom 14. Mai 1969 (BGBl. I S. 365), 
dessen wesentliche Vorschriften am 1. April 1969 
in Kraft traten, hatte vor allem das Ziel, die Be- 
soldungszersplitterung bei Bund und Ländern 
durch eine verstärkte Bindung des Gehalts- 
niveaus und der Ämterbewertung zu überwinden; 
die verfassungsrechtliche Grundlage hierfür war 
durch eine Änderung des Artikels 75 des Grund- 
gesetzes im 22. Gesetz zur Änderung des Grund- 
gesetzes vom 12. Mai 1969 (BGBl, I S. 363) ge- 
schaffen worden. Das Ziel ist nicht erreicht, die 
Besoldung hat sich bei Bund und Ländern seit 
dem Erlaß des 2. BesNG in ständig verstärken- 
dem Ausmaß auseinanderentwickelt: 

1.1. Die Länder begannen alsbald nach Erlaß 
des 2. BesNG, im Zuge der „Anpassung" 
die rahmenrechtlich gebundenen Grundge- 
hälter in den einzelnen Besoldungsgruppen 
durch Einführung von Amts- oder Stellen- 
zulagen für die verschiedenen Beamten- 
gruppen zu überholen. Nach dem derzeiti- 
gen Stand erhält die Masse der Beamten in 
den Ländern durch unterschiedliche Zu- 
lagenregelungen Bezüge, die über den Rah- 
men des Bundes hinausgehen. Von den 
Ländern wird hierzu darauf hingewiesen, 
daß diese uneinheitliche Entwicklung des 
Besoldungsniveaus vornehmlich durch 
Höherstufung von Ämtern in dem rahmen- 
rechtlich nicht oder nicht ausreichend ge- 
bundenen Bereich der Sonderlaufbahnen 
ausgelöst worden sei. Die Entwicklung 
wurde auch dadurch ermöglicht, daß die 
Rahmenvorschriften über Einführung von 
Zulagen auf allgemeine Grundsätze be- 
schränkt sind; deren Verletzung wirkt sich 
in ganzer Tragweite erst in einem Stadium 
aus, in dem schon die Einleitung eines 
Normenkontrollverfahrens auf Schwierig- 
keiten stößt 

1.2. Das 2. BesNG enthält zwar Rahmenvor- 
schriften für die Lehrerbesoldung. Ihr In- 
krafttreten wurde aber wegen der im 
Gange befindlichen Neuordnung des Schul- 
wesens und der Lehrerausbildung bis zum 

1. Januar 1971 ausgesetzt. Diese „Harmoni- 
sierungspause" wurde in den Ländern 
unterschiedlich dazu benutzt, in erster Linie 
die Besoldung der Lehrer über das bis zum 

2. BesNG allgemein erreichte (und dort 
fixierte) Niveau hinaus durch Höherstufun- 
gen zu verbessern. Als bei Vorbereitung 
des 7. Besoldungsänderungsgesetzes in 
Nordrhein-Westfalen die besoldungsmä- 
ßige Gleichstellung der Realschullehrer mit 
den Studienräten vorgesehen wurde, kam 
es zu massiven Protestaktionen aus dem 
Kreis der Philologen gegen deren Abwer- 
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tung im Besoldungsgefüge. Dies führte zur 
Gewährung von rahmenrechtswidrigen Zu- 
lagen im Eingangsamt des gesamten höhe- 
ren Dienstes. 

1.3. Das Bundesverfassungsgericht drängte in 
mehreren Entscheidungen vom 4. Juni 1969 
auf Verwirklichung der verfassungsrecht- 
lich notwendigen gleichen Einstufung von 
Richterämtern verschiedener Gerichts- 
zweige. Unmittelbar aktuell wurde hiermit 
zunächst die Beseitigung des Vorsprungs 
der Oberverwaltungsgerichtsräte in Nord- 
rhein-Westfalen (Besoldungsgruppe A 16) 
vor den Oberlandesgerichtsräten (A 15 mit 
Zulage), die in § 6 Abs. 3 des Ersten Be- 
soldungsneuregelungsgesetzes des Bundes 
vom 6. Juli 1967 (BGBl. I S. 629) übergangs- 
weise sanktioniert war. Für eine Verwirk- 
lichung der Gleichstellung konnte nur eine 
allgemeine, bundeseinheitliche Strukturver- 
besserung in Betracht kommen. Einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf brachte der 
Bundesrat als „Entwurf eines Siebenten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes" am 2. Februar 1970 beim 
Bundestag ein (Drucksache VI/332). Der 
Landtag des Landes Hessen verabschiedete 
während der schwebenden Beratung über 
den Entwurf des Bundesrates ein beson- 
deres Gesetz über die Amtsbezüge der 
Richter und Staatsanwälte (Gesetz vom 
4. März 1970 — GVB1. S. 303). Dieses Ge- 
setz setzt sich über die Rahmenvorschriften 
des Bundes gänzlich hinweg und regelt die 
Bezüge der Richter in einem besonderen 
Amtsgehaltsgesetz ; die Bundesregierung 
hat dieserhalb am 22. April 1970 ein Nor- 
menkontrollverfahren beim Bundesverfas- 
sungsgericht eingeleitet, dem sich das Land 
Niedersachsen angeschlossen hat. 

Die Bundesregierung hat sich zwar bereits 
am 4. Dezember 1969 zu der Absicht be- 
kannt, die Bezüge der Richter gesetzlich 
besonders zu regeln; sie hält es aber für 
unabweisbar, daß dies Vorhaben auf Bun- 
desebene unter Zugrundelegung eines ein- 
heitlichen Gesamtkonzepts zur Besoldung 
verwirklicht wird. In dieser Situation 
kommt ihr der Beschluß des Innenausschus- 
ses des Bundestages vom 29. April 1970 
entgegen: Er hat die weitere Beratung des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates (Druck- 
sache VI/332) ausgesetzt und den Bundes- 
minister des Innern zur Vorlage eines Ge- 
samtkonzepts möglichst bis zum 1. Oktober 
1970 aufgefordert. 

Die Bundesregierung hält es angesichts der 
weittragenden Bedeutung der zur Lösung 
anstehenden Strukturprobleme für geboten, 
bei der Vorlage den normalen Weg der 
Einbringung einer Gesetzesvorlage einzu- 
halten. 


2. Folgerungen für die Besoldung: 

2.1. Auch mit der erweiterten Rahmenkompe- 
tenz des Bundes und mit entsprechend ver- 
stärkten rahmenrechtlichen Bindungen der 
Länder läßt sich die Besoldungszersplitte- 
rung nicht überwinden. Maßnahmen zur 
Beseitigung von Rahmenrechtsverstößen 
werden immer zu spät kommen, wenn der 
einzelne Verstoß eine Kettenreaktion be- 
reits ausgelöst und politische Fakten ge- 
schaffen hat. 

Ein einheitliches und modernes Konzept 
zur Neuordnung der Besoldung ist nur 
realisierbar, wenn der Bund für dieses Ge- 
biet die volle (konkurrierende) Zuständig- 
keit zur Gesetzgebung erhält. Daher hat die 
Bundesregierung einen entsprechenden Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Grundge- 
setzes (Artikel 74 a GG) am 23. September 
1970 unter Zustimmung des Bundesrates 
beim Bundestag eingebracht (Drucksache 
VI/ 1009). 

Dem vorliegenden Gesetzentwurf mußte 
noch die geltende Rahmenkompetenz des 
Bundes zugrunde gelegt werden, weil die 
geschilderte Besoldungssituation zum min- 
desten vorläufige Entscheidungen und Klä- 
rungen erfordert, die nicht bis zu einer 
Umstellung auf die Vollkompetenz des 
Bundes zurückgestellt werden können; hier- 
bei wird zugleich dem Wunsch des Innen- 
. ausschusses des Bundestages nach Vorlage 
eines Gesamtkonzepts Rechnung getragen. 

2.2. Das für Bund und Länder verbindliche ein- 
heitliche Besoldungsniveau kann zur Zeit 
durch Zulagenregelungen überholt werden. 
Die ursprünglich z. B. in Ländern ange- 
strebte Präferenz für Beamte der Steuer- 
verwaltung oder für Rechtspfleger konnte 
nicht gehalten werden, weil sie auf die 
Masse auch der anderen Beamtengruppen 
erstreckt wurde. Hieraus ergibt sich, daß 
Differenzierungen im Verhältnis der — 
einer Laufbahngruppe angehörigen — ver- 
schiedenen Beamtengruppen zueinander 
erst möglich sind, wenn Klarheit über 
Unterschiede in den Anforderungen ge- 
schaffen ist. Hierzu ist eine vergleichende 
Untersuchung von Berufsbildern eingeleitet 
worden. 

2.3. Die uneinheitliche Entwicklung der Lehrer- 
besoldung in den Ländern hat in jüngster 
Zeit zu folgenschweren Spannungen inner- 
halb des Bereichs der Lehrer geführt und 
Einbrüche in die Gesamtstruktur der Be- 
soldung mit sich gebracht. Ein Gesamtkon- 
zept zur Besoldung erfordert daher unab- 
weisbar die Einbeziehung der Lehrer. Hier- 
für bietet die Bundesregierung im vorlie- 
genden Entwurf eine Synthese zwischen 
den zur Zeit noch unterschiedlichen Aus- 
bildungsanforderungen an die Lehrer der 
verschiedenen Schulformen an — vgl. S. 47 
des Berichts der Bundesregierung vom 
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8. Juni 1970 zur Bildungspolitik (Druck- 
sache VI/925) — und den Zielvorstellungen 
vgl. (S. 51 a. a. O.) — an. Es ist ein beson- 
deres Anliegen der Bundesregierung, den 
Weg zur Neuordnung der Lehrerausbildung 
und der Struktur der Lehrämter im Schul- 
wesen zu ebnen; hierzu ist eine gemein- 
same Weiterentwicklung unerläßlich, die an 
die Stelle gegenseitigen überbietens in der 
Besoldung sachgerechte Lösungen setzt. Die 
Vorschläge der Bundesregierung verzich- 
ten deshalb bewußt auf Zementierungen. 

2.4. Die Bundesregierung schlägt nunmehr eine 
Verselbständigung der Richterbesoldung 
durch eine eigenständige gesetzliche Rege- 
lung vor. Hiermit soll dem besonderen ver- 
fassungsrechtlichen Status der Richter aus- 
geprägter als bisher Rechnung getragen 
werden. Die Regelungen sind zugleich Teil 
eines Gesamtkonzepts zur Besoldung. Dies 
setzt ein auch weiterhin für alle Öffentlich- 
rechtlichen Bediensteten geltendes Besol- 
dungsgesetz voraus, in dem die besondere 
Stellung der Richter in einer eigenständi- 
gen Regelung ihren Ausdruck findet. 

3. Grundzüge des Entwurfs: 

Aus Vorstehendem sind die Grundzüge eines 
Dritten Besoldungsneuregelungsgesetzes ent- 
wickelt worden. Hierbei ist das allgemeine 
Niveau der Gehälter zugrunde gelegt, wie es 
sich aus der letzten Besoldungserhöhung ab 
1. Januar 1970 durch das Siebente Gesetz zur 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
15. April 1970 (BGBl. I S. 339) ergibt. Eine An- 
passung an die weitere sonstige Einkommens- 
entwicklung ist also nicht berücksichtigt; die Ge- 
haltstabellen werden danach neu zu berechnen 
sein, sobald die erforderlichen Daten vorliegen. 
Nachstehend werden die Grundzüge dargestellt. 

3.1. Der allgemeine Grundsatz regelmäßiger 
Anpassung der Bezüge nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz an die allgemeine wirt- 
schaftliche und Einkommensentwicklung 
soll neu in das Gesetz aufgenommen wer- 
den (§ 60 BBesG in der Entwurfsfassung — 
im folg. EF — ). 

3.2. Die aus der Regelbeförderung in den Län- 
dern entstandene Bewährungsbeförderung 
in das erste Beförderungsamt der einzelnen 
Laufbahngruppen und Laufbahnen (§ 5 
Abs. 5 Satz 2 und 3 BBesG in der geltenden 
Fassung) wird aufgegeben. Eingangsämter 
werden die jetzigen ersten Beförderungs- 
ämter, während die jetzigen Eingangsämter 
nur während der Probezeit zu durchlaufen 
sind (§ 5 Abs. 2, 3 BBesG EF). 

Hiermit wird zugleich dem besonderen An- 
liegen von Nordrhein-Westfalen im Zusam- 
menhang mit der Höherstufung der Real- 
schullehrer nach Besoldungsgruppe A 13 
entsprochen; das Eingangsamt der Gymna- 
siallehrer wird zusammen mit dem sonsti- 
gen höheren Dienst als „Oberstudienrat" 


in A 14 ausgewiesen (§ 5 Abs. 3 Satz 3 in 
Verbindung mit § 5 Abs. 2). Die Maßnahme 
muß hiernach auch im Zusammenhang mit 
den Vorschlägen zur rahmenrechtlichen 
Bindung der Lehrerbesoldung gesehen wer- 
den (siehe im folgenden unter Nr. 3.6.). 

Die Weiterführung dieser Umstellung bis 
zum einfachen Dienst bewirkt ins Gewicht 
fallende erwünschte Besoldungsverbesse- 
rungen bei den geringeren Einkommen. 
Das Eingangsamt der Amtsgehilfen wird in 
A3 („Hauptamtsgehilfe") ausgewiesen; ent- 
sprechend werden die Sonderlaufbahnen 
des einfachen Dienstes — insbesondere der 
Bundesbahn und der Bundespost — höher- 
gestuft, und zwar bei gleichzeitigem Fort- 
fall der Amtszulagen in den Besoldungs- 
gruppen A 2 bis A 4 und Anhebung in die 
jeweils nächsthöhere Besoldungsgruppe: 
Eingangsamt der Schaffner wird A4 (1957: 
A 2) mit der Amtsbezeichnung „Oberschaff- 
ner", der Warte A5 (1957: A3) mit der 
Amtsbezeichnung „Oberwart". 

3.3. Die derzeitigen Amts- oder Stellenzulagen, 
die in den Ländern im Zuge der jüngsten 
Entwicklung ohnehin der großen Mehrheit 
der Beamten zugestanden worden sind, 
werden in eine neue Grundgehaltstabelle 
eingebracht. Diese ist der neuen Funktion 
der Besoldungsgruppen A 6, A 10 und A 14 
als Eingangsämter angepaßt und umgebaut 
worden. 

3.4. Die Struktur der Grundgehälter wird dar- 
über hinaus im Zuge einer Umstellung vom 
Besoldungsdienstalter auf ein reines Le- 
bensaltersprinzip umgestaltet. Den Anstoß 
hierzu gaben Wünsche der Justizressorts, 
die Grundgehälter der Richter nur entspre- 
chend dem Lebensalter zu gewähren und 
die Endgrundgehälter früher als bisher er- 
reichen zu lassen. Dies lag im Zuge der 
bereits allgemein eingeleiteten Entwicklung 
und erleichtert die maschinelle Aufberei- 
tung (EDV-Anlagen) wesentlich. 

Der Entwurf sieht danach für die Grund- 
gehälter folgendes vor: 

a) Das maßgebende Grundgehalt richtet 
sich in jeder Besoldungsgruppe nur 
nach dem Lebensalter und ist aus der 
Grundgehaltstabelle unmittelbar ables- 
bar; 

b) Die Anfangsgrundgehälter werden in 

der Tabelle in den Besoldungsgruppen 
Al bis A4 vom vollendeten 21., 

A 5 bis A 8 vom vollendeten 23., 

A9 bis A 12 vom vollendeten 25., 

A 13 bis A 16 vom vollendeten 29. 

Lebensjahr an ausgewiesen; wer früher 
eintritt, erhält ebenfalls den vollen An- 
fangssatz (§ 5 a Abs. 2 Satz 2 BBesG EF). 

c) Diese neuen Anfangssätze sind in den 
Besoldungsgruppen Al, A 5, A9 und 
A 13 einheitlich auf etwa 75 v. H. der 
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Endgrundgehälter festgelegt. Hierdurch 
wird der gehobene Dienst in Struktur- 
verbesserungen einbezogen, die sich all- 
gemein besonders zugunsten der jünge- 
ren Beamten auswirken und im Zuge 
des Zulageneinbaues erwünscht sind. 

d) Die von den Planungen für die Neu- 
strukturierung der Richterbesoldung 
ausgehende Vorverlegung des Zeit- 
punktes für das Erreichen des End- 
grundgehalts um zwei Jahre ist auf die 
Besoldungsgruppen A 7 bis A 16 er- 
streckt worden. Insgesamt ergeben sich 
hieraus im Zuge der Besoldungsneurege- 
lung folgende Verbesserungen: 


BesGr. 

: Lebensalter 

1957 | Entwarf 

A 1 

41 

37 

A 2 bis A 4 

43 

39 

A 5 

45 

39 

A 6 

45 

41 

A 7, A 8 

49 

43 

A 9, A 10 

45 

43 

All, A 12 

49 

45 

A 13, A 14 

47 

45 

A 15, A 16 

51 

47 


3.5. Die vorstehenden durchgreifenden Verbes- 
serungen der Gehaltsstruktur stellen die 
Ausgangsbasis für eine sachgerechte Lö- 
sung des Zulagenproblems dar. Die Aus- 
bringung von Zulagen kann nur sinnvoll 
sein, wenn innerhalb einer Laufbahngruppe 
die Anforderungen in den einzelnen Fach- 
richtungen Unterschiede aufweisen, die mit 
der Einreihung in die vorhandenen Besol- 
dungsgruppen nicht abgegolten werden 
können. Die jüngste Zulageninflation in 
den Ländern hat gezeigt, daß es hierfür an 
gesicherten Erkenntnissen fehlt. Erst wenn 
vergleichende Untersuchungen der Berufs- 
bilder vorliegen, können sachgerechte Ent- 
scheidungen getroffen werden. Bis dahin 
muß bei Bund und Ländern eine gleich- 
mäßige Ausgangsbasis geschaffen werden: 
Es bleiben nur einige Zulagen — in erster 
Linie im Bereich technischer Fachrichtungen 
und zur Abgeltung offenkundiger Erschwer- 
nisse — erhalten; sie ergeben sich für den 
Bund im wesentlichen aus Vorbemerkun- 
gen und Fußnoten in den Besoldungsord- 
nungen und aus dem Anhang zur Anlage L 
des BBesG EF, für die Länder aus der 
Zulassung gleicher Zulagen wie beim Bund 
sowie einem neu geschaffenen Katalog 
(§ 58 BBesG EF in Verbindung mit der 
neuen Anlage I a — Anlage 2 des Entwurfs). 

3.6. Das Problem der Lehrerbesoldung kann 
jetzt nur vorläufig gelöst werden. Hierbei 


berücksichtigt der Entwurf die Erkenntnisse 
des Berichts zur Bildungspolitik (Druck- 
sache VI/925). Dort ist im besonderen auf 
die geringen Aufstiegschancen im Lehrer- 
beruf hingewiesen. 

Nach den Erfahrungen der Länder aus jüng- 
ster Zeit (vgl. oben unter Nr. 2.3.) gibt es 
bis zur Verwirklichung der Zielvorstellun- 
gen über die künftige Lehrerausbildung nur 
die Lösung, die Ämter für Lehrer an Volks- 
schulen in A 12, an Realschulen in A 13 und 
Gymnasiallehrer in A 14 einzureihen (§ 53 
Abs. 5 BBesG EF). Für Schulleiter und 
deren Stellvertreter werden im Bereich der 
Volksschulen die Besoldungsgruppen A 13 
und A 14 und der Realschulen A 14 und 
A 15 eröffnet; der Berücksichtigung beson- 
derer Anforderungen im Zuge der Umge- 
staltung der Schulsysteme dient der Zu- 
lagenkatalog unter Nr. 4 der neuen An- 
lage I a des BBesG (Anlage 2 des Entwurfs). 

3.7. Die Höherstufung der Eingangsämter im 
Zuge der Beseitigung der Bewährungsbe- 
förderung (siehe oben unter Nr. 3.2.) muß 
sich auch auf den Polizeivollzugsdienst aus- 
wirken. Zwar ist die Einrichtung der Be- 
währungsbeförderung im BBesG nicht auf 
diesen Bereich erstreckt; die tatsächliche 
Gestaltung der Stellenverhältnisse in den 
Ländern hat aber dieselben Auswirkungen. 
Daher soll das Eingangsamt des mittleren 
Polizeivollzugsdienstes rahmenrechtlich 
nicht mehr auf die Besoldungsgruppe A 6 
festgelegt (§ 53 Abs. 2 Satz 2 BBesG in 
der geltenden Fassung), sondern nach A7 
mit der beibehaltenen Amtsbezeichnung 
„Polizeimeister" höhergestuft werden (§ 53 
Abs. 4 Satz 2 EF). Wie bisher hat die Be- 
zeichnung als „Eingangsamt" zum Inhalt, 
daß es sich um den für den Einzeldienst 
abschließend voll ausgebildeten Beamten 
handelt. Den besonderen Anforderungen, 
die dieser Dienst unter den geänderten 
Verhältnissen stellt, soll durch Öffnung der 
Besoldungsgruppe A 10 als Spitzenbeförde- 
rungsamt Rechnung getragen werden; hier- 
bei geht die Bundesregierung davon aus, 
daß diese Maßnahme wegen der Besonder- 
heiten des polizeilichen Einzeldienstes 
keine Auswirkungen auf andere Laufbah- 
nen hat. Die Verbesserung soll mit einer 
rahmenrechtlichen Fixierung der Obergren- 
zen zur Einrichtung von Beförderungsäm- 
tern verbunden werden (§ 53 Abs. 4 Satz 3 
EF). Dies ist zur Vermeidung einer erneu- 
ten Ausuferung unerläßlich und im Rahmen 
eines ausgewogenen Gesamtkonzepts auch 
aus Gründen der Gerechtigkeit gegenüber 
den anderen Beamtengruppen unverzicht- 
bar. 

3.8. Die Besoldung der Richter im Bundesdienst 
wird in Abschnitt III des Kapitels I des 
BBesG eigenständig geregelt; die Einrei- 
hung der Richterämter ist zusammen mit 
der Festlegung der Grundgehälter in eine 
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besondere Besoldungsordnung R verwiesen 
(Anlage III A zum BBesG — Anlage 3 des 
Gesetzes). Für das Eingangsamt R 1 sind 
aufsteigende Gehälter mit einem Anfangs- 
satz vorgesehen, der etwa dem der Besol- 
dungsgruppe A 14 entspricht und auf das 
vollendete 29. Lebensjahr fixiert ist, und 
einem Endgehalt entsprechend der Besol- 
dungsgruppe A 15, das mit vollendetem 
47. Lebensjahr erreicht wird. Das erste Be- 
förderungsamt R 2 ist mit einem Endgehalt 
ausgestattet, das dem der Besoldungs- 
gruppe A 16 entspricht. In beiden Gruppen 
steigt das Gehalt alle zwei Jahre in glei- 
chen Stufenbeträgen. Die Besoldungsgrup- 
pen oberhalb von R 2 sind in Festgehältern 
ausgewiesen, die denen der Besoldungsord- 
nung B ab B 3 entsprechen. Das im gelten- 
den Recht in B 2 ausgewiesene Richteramt 
„Senatspräsident beim Bundespatentge- 
richt 11 wird mit dem neuen Grundgehalts- 
satz der Besoldungsgruppe B 3 nach R 3 
höhergestuft. Für die weiteren Richter- 
ämter bleibt die derzeitige Ziffernfolge auf- 
rechterhalten (also insbesondere R 6 für 
Bundesrichter, R 8 für Senatspräsidenten 
und R 10 für die Präsidenten der obersten 
Gerichtshöfe des Bundes). Danach bleibt 
zwar ein Teil der Besoldungsgruppen un- 
besetzt; aber die Länder erhalten zugleich 
die Möglichkeit, in ihrem Bereich die Prä- 
sidenten von Gerichten und ihre ständigen 
Vertreter innerhalb eines einheitlichen Ge- 
füges der Besoldungsordnung R einzu- 
reihen. 

Die Rahmenvorschriften für die Besoldung 
der Richter sind ebenfalls in einen beson- 
deren Abschnitt mit eigenständigen Rege- 
lungen verwiesen (§§ 59 b bis g). Das Be- 
soldungssystem muß dem des Bundes ent- 
sprechen. Die Ämter der Richter im Ein- 
gangsamt müssen der Besoldungsgruppe 
RI, die Oberlandesgerichtsräte und gleich- 
zubewertende Ämter der Gruppe R2 und 
die Senatspräsidenten bei oberen Landes- 
gerichten der Gruppe R 3 zugewiesen wer- 
den (§ 59 d Abs. 2 BBesG EF). Den Ländern 
steht es frei, für die Ämter von Präsiden- 
ten der Gerichte und ihre ständigen Ver- 
treter andere Grundgehälter oder Amtszu- 
lagen vorzusehen; als obere Grenze ist 
lediglich die Besoldungsgruppe R 9 des 
Bundes festgelegt, um die Bewertungs- 
relationen zu den Richterämtern bei den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes zu 
wahren. 

Die Ämter der Staatsanwälte verbleiben 
nach dem Entwurf in der Besoldungsord- 
nung A und sind rahmenrechtlich in § 53 
Abs. 2 BBesG EF erfaßt. Für sie gelten nicht 
die verfassungsrechtlichen Besonderheiten 
des Richteramtes. Gleichwohl berücksichtigt 
der Entwurf im Rahmen des Möglichen die 
praktischen Bedürfnisse eines Wechsels 
zwischen Richteramt und staatsanwalt- 


schaftlichem Amt. Daher ist für Staatsan- 
wälte (Eingangsamt) die automatische 
Durchstufung nach A 15, für Oberstaats- 
anwälte nach A 16 vorgesehen, so daß die 
Endgrundgehälter denen der gleichzube- 
wertenden Richterämter entsprechen (§ 53 
Abs. 2 Satz 2 EF). 

3.9. Der Bundesratsentwurf zur Richterbesol- 
dung (Drucksache VI/ 332) sah im Zusam- 
menhang mit der dort vorgesehenen vollen 
Durchstufung der Richterämter nach A 15 
bzw. A 16 eine erhebliche Verbesserung 
der Obergrenzen für den Anteil von Be- 
förderungsämtern bei den Beamten des 
höheren Dienstes vor (Anteil in A 15 und 
A 16 zusammen von 28 v. H. auf 40 v. H., 
in A 16 von 6 v. H. auf 10 v. H.). Eine so 
durchgreifende Umstrukturierung könnte 
nicht auf den höheren Dienst beschränkt 
werden; sie würde sich — auf alle Lauf- 
bahngruppen erstreckt — als erneute Be- 
förderungsschwemme im gesamten öffent- 
lichen Dienst auswirken und allen Bestre- 
bungen nach sachgerechter Dienstposten- 
bewertung zuwiderlaufen. 

Die Bundesregierung sieht das Optimum 
für eine ausgewogene Lösung statt dessen 
in der vorgeschlagenen Synchronisierung 
der Grundgehaltssysteme unter Beachtung 
der verschiedenartigen Rechtsstellung von 
Beamten und Richtern. Um diesen Effekt zu 
verstärken, wird lediglich eine Korrektur 
der Obergrenzen des § 5 Abs. 6 BBesG (gel- 
tende Fassung) vorgeschlagen (§ 5 Abs. 5 
EF); die Änderungen ergeben sich aus 
nachstehender Gegenüberstellung: 


Prozentsätze 


BesGr. 

jetzt 

künftig 

A 7 

40 

40 

A 8 

25 

28 

A 9 

5 

7 

All 

30 

30 

A 12 

10 

11 

A 13 

2 

3 

A 15 

22 

25 

A 16 

6 

7 


3.10. Die Besoldungsordnung B ist zur Anpas- 
sung an vorangegangene umfangreiche Hö- 
herstufungen in den Ländern im Ersten und 
im Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetz 
1967 und 1969 umstrukturiert worden. Das 
Land Nordrhein-Westfalen hat nunmehr im 
7. Besoldungsänderungsgesetz vom 16. Juni 
1970 (GVB1. S. 442) erneut Höherstufungen 
von Ämtern, die für die Gesamtstruktur be- 
deutsam sind, vorgenommen; sie ergeben 
sich aus folgender Gegenüberstellung der 
wesentlichen Änderungen: 
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1958 

1970 

Ministerialrat 

A 16 

A 16/B 2 

Leitender 

Ministerialrat 



B 4 

Finanzpräsident 

A 16 

A 16/B3/B4 

Regierungs- 

vizepräsident 

A 16 

B 5 

Ministerialdirigent 

B 5 

B 7 

Oberfinanzpräsident 

B 6 

B 7/B 8 

Regierungspräsident 

B 6 

B 8 

Staatssekretär 

B 8 

B 10 


Erneute umfangreiche Höherstufungen von 
Spitzenämtern der Bundesbesoldungsord- 
nung B könnten nach Auffassung der Bun- 
desregierung nach den vorangegangenen 
Verbesserungen in diesem Bereich nicht 
verantwortet werden. Die Einstufungen ab 
Besoldungsgruppe B 6 sollen daher unver- 
ändert bleiben; die Grundgehaltssätze sol- 
len im Rahmen der sonstigen Verbesserun- 
gen so erhöht werden, daß sie einer rah- 
menrechtlichen Bindung als Höchstbeträge 
bei den entsprechenden Ämtern des Lan- 
desdienstes zugrunde gelegt werden kön- 
nen (§ 54 Abs. 3 BBesG EF). Korrekturen 
sollen durch Öffnung der Besoldungsgruppe 
B 4 für den Finanzpräsidenten mit An- 
schlußhöherstufungen zugunsten von Vize- 
präsidenten der großen Mittelbehörden 
(Präsident = B 7) und gleichzubewertender 
Stellen vorgenommen werden. Das Amt des 
Ministerialrats soll einheitlich in B 3 ausge- 
wiesen werden. Nachdem Nordrhein-West- 
falen die Mitglieder des Landesrechnungs- 
hofes im 7. BesÄndG als Leitende Ministe- 
rialräte nach B 4 höhergestuft hat, sollen 
die Mitglieder des Bundesrechnungshofes 
gleichgestellt werden. Dies bedingt die Ein- 
führung des Amtes „Leitender Ministerial- 
rat" auch bei den anderen obersten Bun- 
desbehörden; es ist für besondere Dienst- 
posten nach Maßgabe des Haushaltsplanes 
vorgesehen. 

3.11. Die Ortszuschläge sollen in Richtung der 
vorgesehenen Beseitigung des Ortsklassen- 
systems angehoben werden. Die neuen 
Sätze der Ortszuschlagstabelle (Anlage 3 
des Gesetzentwurfs) sind das Ergebnis fol- 
gender Strukturänderungen: 


— Die Sätze der Ortsklasse A sind zu- 
nächst um die Hälfte des Unterschiedes 
zur Ortsklasse S angehoben; 

— der Unterschied zwischen den Stufen I 
und II ist in beiden Ortsklassen und 
allen Tarifklassen auf einheitlich 77 DM 
festgelegt (Erhöhung in Tarifklasse II — 
Besoldungsgruppen Al bis A 8 — in 
Ortsklasse S um 1 1 DM, in A um 
24 DM). Die Beträge ab Stufe 3 („Kin- 
deranteile") sind um je 5 DM erhöht. 

3.12. Teil des vorliegenden Gesamtkonzepts ist 
eine Umwandlung der Unterhaltszuschüsse 
für Beamte im Vorbereitungsdienst durch 
Einbeziehung in das Besoldungssystem des 
BBesG als „Anwärterbezüge 11 . Hierbei tritt 
an die Stelle der jetzigen Alters- und Ver- 
heiratetenzuschläge der Ortszuschlag. Die 
Grundbeträge werden erneut erheblich her- 
aufgesetzt und zwar dadurch, daß die Pro- 
zentsätze des Anfangsgrundgehalts auch 
auf die neuen, strukturell wesentlich ange- 
hobenen Eingangsgrundgehälter übertragen 
werden und daß vom Ortszuschlag der 
Stufe 1 um 75 vom Hundert gewährt werden. 
Dies bewirkt im Ergebnis eine Erhöhung 
der bisherigen Grundbeträge zugunsten der 
jüngeren Anwärter um rund 50 v. H.; das 
Ausmaß der Verbesserungen insgesamt 
vermindert sich durch den Wegfall des 
Alterszuschlags bei Umstellung auf das 
neue System, je älter die Beamten sind. 
Dies kann in Kauf genommen werden, weil 
nach Überwindung der besonderen Nach- 
kriegsverhältnisse bei den Anwärtern wie- 
der von einer normalisierten Altersschich- 
tung auszugehen sein wird. Freilich kann 
auch der den Verheirate tenzuschlag ab- 
lösende Ortszuschlag, der sich von der 
Stufe 2 an um den vollen Unterschied zur 
Stufe 1 erhöht, die Gesamtbezüge nicht so 
stark beeinflussen wie bisher. Die neue 
Lösung bringt aber die Bezüge schon wäh- 
rend des Vorbereitungsdienstes in die 
Richtung der späteren Dienstbezüge; dies 
dürfte am ehesten den Anreiz verstärken, 
sich auf den Beamtenberuf durch eine ge- 
diegene, möglichst vielseitige Ausbildung 
vorzubereiten: auch im Falle einer vorher 
bereits abgeschlossenen Berufsausbildung. 

Die neuen Anwärterbezüge sollen für die 
Länder rahmenrechtlich verbindlich werden. 
Denn Bund und Länder sollten sich bei der 
Werbung um den Nachwuchs nicht gegen- 
seitig Konkurrenz machen." 
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